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Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts
1. Abgeordnete
Marieluise

Beck

(Bremen)
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Wie setzt sich die Bundesregierung bilateral
und im Rahmen multilateraler Organisationen
für den in Mazedonien seit mehr als sechs
Wochen inhaftierten Journalisten Tomislav
Kezarovski ein, dem nun mit fünf Jahren Ver-
spätung vorgeworfen wird, in einem weit zu-
rückliegenden Artikel die Identität eines ge-
schützten Zeugen offenbart zu haben, nach-
dem er aktuell über die umstrittenen Todesum-
stände des regierungskritischen Journalisten
und Verlegers Nikola Mladenov berichtet hat-
te, der bei einem Autounfall Ende März 2013
ums Leben kam, und wie bewertet die Bundes-
regierung vor diesem Hintergrund den Um-
gang der mazedonischen Regierung mit Bür-
gerrechten und Pressefreiheit und die politi-
sche Entwicklung in Mazedonien insgesamt
mit Blick auf demokratische und parlamentari-
sche Standards, die schwelenden Konflikte
zwischen den Bevölkerungsgruppen und die
Annäherung an die Europäische Union?
Antwort der Staatssekretärin Dr. Emily Haber

vom 19. Juli 2013
Die Bundesregierung verfolgt den Fall des inhaftierten mazedoni-
schen Journalisten Tomislav Kezarovski mit großer Aufmerksam-
keit. Die deutsche Botschafterin in Skopje hat diesen Fall bei einem
Gespräch mit dem mazedonischen Ministerpräsidenten am 17. Juli
2013 angesprochen. Sie steht außerdem mit unterschiedlichen Ver-
tretern der mazedonischen und internationalen Zivilgesellschaft in
Kontakt.

Die Bundesregierung nimmt die sich verschlechternde Beurteilung
des Zustands der Medienfreiheit in der ehemaligen jugoslawischen
Republik Mazedonien durch internationale Beobachter, wie zum
Beispiel die Medienbeauftragte der Organisation für Sicherheit und
Zusammenarbeit in Europa (OSZE) und die Organisation Reporter
ohne Grenzen, besorgt zur Kenntnis. Die Bundesregierung themati-
siert dies regelmäßig auch in hochrangigen Gesprächen mit Vertre-
tern der mazedonischen Regierung.

Im jüngsten Bericht der Europäischen Kommission an das Europä-
ische Parlament und den Rat über die Durchführung von Reformen
im Rahmen des Dialogs auf hoher Ebene und Förderung gutnach-
barschaftlicher Beziehungen der ehemaligen jugoslawischen Repu-
blik Mazedonien vom 16. April 2013 heißt es: „Es bestehen weiter-
hin Bedenken in Bezug auf Selbstzensur, die unzulänglichen Arbeits-
rechte von Journalisten und den Zugang der Öffentlichkeit zu einer
objektiven Berichterstattung.“ Die Bundesregierung teilt diese Be-
obachtung.
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In Bezug auf die politische Entwicklung in der ehemaligen jugoslawi-
schen Republik Mazedonien insgesamt hält die Bundesregierung die
Bewertung in den Schlussfolgerungen des Rates der Europäischen
Union vom 11. Dezember 2012 weiterhin für gültig. Der Rat begrüßt
darin zwar die Fortschritte in der ehemaligen jugoslawischen Repu-
blik Mazedonien, „die auf einigen wichtigen Politikfeldern erreicht
worden sind, etwa in Bezug auf den Rechtsrahmen für die Wahlen,
die Meinungsfreiheit und die öffentliche Verwaltung“, stellt jedoch
gleichfalls fest, „dass weitere Anstrengungen erforderlich sind“. Der
Rat dringt darauf, dass die Reformen mit unvermindertem Elan fort-
gesetzt werden, wobei der Schwerpunkt „nach wie vor auf der
Rechtsstaatlichkeit, auch hinsichtlich der Meinungsfreiheit, auf der
Korruptionsbekämpfung und auf den Beziehungen und der Aussöh-
nung der Volksgruppen liegen sollte.“
2. Abgeordnete
Viola von

Cramon-

Taubadel

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Stimmt die Bundesregierung mit der Haltung
von Joseph Blatter, Präsident des Weltfußball-
verbands FIFA, überein, dass die Massenpro-
teste in Brasilien „keine Angelegenheit für die
FIFA“ (SPIEGEL ONLINE, 20. Juni 2013)
sind, und wenn ja, mit welcher Begründung
vor dem Hintergrund der von der FIFA ge-
stellten Anforderungen an Brasilien, die das
Land zu Ausgaben in Höhe von 33 Mrd. Real
(11,5 Mrd. Euro) und legislativen Maßnah-
men, wie einem eigenen WM-Gesetz für die
Zulassung von FIFA-Sponsoren, gedrängt ha-
ben (Süddeutsche Zeitung, 19. Juni 2013)?
Antwort der Staatssekretärin Dr. Emily Haber
vom 11. Juli 2013
Brasilien hat sich erfolgreich um die Ausrichtung der Fußball-Welt-
meisterschaft 2014 beworben und bilateral mit dem hierfür zuständi-
gen Weltfußballverband FIFA den rechtlichen Rahmen für die
Durchführung verbindlich abgestimmt. Bewerbungs- und Ausrich-
tungsmodalitäten für Sportgroßveranstaltungen werden von den je-
weiligen internationalen Sportverbänden vorgegeben. In diesem Zu-
sammenhang wird auf die am 30. Mai 2013 im Rahmen der 5. Welt-
sportministerkonferenz (MINEPS V) in Berlin von allen Konferenz-
teilnehmern verabschiedete Berliner Erklärung verwiesen. Darin
werden u. a. die internationalen Sportverbände dazu aufgerufen, Be-
reiche zu identifizieren, in denen die finanziellen, technischen und
politischen Anforderungen an Sportgroßveranstaltungen gesenkt
werden können.

Die Demonstrationen im Vorfeld und am Rande des Confederations
Cup richteten sich zunächst gegen Fahrpreiserhöhungen im Perso-
nennahverkehr. Ferner wurden insbesondere Missstände im Gesund-
heits- und Bildungssystem und Korruption in Brasilien kritisiert.

Die Bundesregierung setzt darauf, dass alle Seiten in Brasilien dazu
bereit sind, den Weg eines konstruktiven Dialogs zu gehen.
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3. Abgeordneter
Memet

Kilic

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Auf welcher rechtlichen Grundlage (z. B. Tou-
ristenvisum, Visum zur Familienzusammenfüh-
rung etc.) hat der mutmaßliche Täter des Sivas-
Massakers, der im Jahr 2006 Kläger im Asyl-
verfahren vor dem Verwaltungsgericht Düssel-
dorf war, ein Visum für Deutschland erhalten
(Verwaltungsgericht Düsseldorf, 4. Kammer,
23. März 2006, Az. 4K 4322/05.A, Rn. 26)?
Antwort der Staatssekretärin Dr. Emily Haber

vom 11. Juli 2013
In dem genannten Verwaltungsstreitverfahren hat das erkennende
Gericht mit Urteil vom 23. März 2006 in tatsächlicher Hinsicht fol-
gende Feststellung getroffen: „Der Kläger heiratete am 12. Juli 1995
in der Türkei die deutsche Staatsangehörige N. Mit einem am 3. Au-
gust 1995 ausgestellten gültigen türkischen Pass (. . .) und einem Vi-
sum, ausgestellt von der deutschen Botschaft in Ankara, reiste der
Kläger zur Familienzusammenführung am 25. Juli 1996 erneut nach
Deutschland ein.“

Das Auswärtige Amt ist nicht in der Lage, diese Feststellungen an-
hand eigener Erkenntnisse zu bestätigen, da Visumakten des Jahres
1996 bei der Botschaft Ankara nicht mehr vorhanden sind. Für Vi-
sumakten besteht eine Aufbewahrungsfrist von längstens fünf Jahren
nach Ablauf der Geltungsdauer des zuletzt erteilten Visums. Nach
Ablauf der Aufbewahrungsfrist werden diese Unterlagen vernichtet.
4. Abgeordneter
Niema

Movassat

(DIE LINKE.)
Wie beurteilt die Bundesregierung das Urteil
des Obersten Gerichtshofes von Uganda im
Hinblick auf die Verantwortung des Kaffee-
konzerns Neumann Gruppe, und inwiefern un-
terstützt sie den Dialog zwischen der vertriebe-
nen Bevölkerung und den Investoren?
Antwort der Staatssekretärin Dr. Emily Haber

vom 11. Juli 2013
Das in der Frage genannte Urteil vom 28. März 2013 hat noch keine
Rechtskraft erlangt. Die nicht beklagten, jedoch zu einer Schadens-
ersatzzahlung in Höhe von 10 Mio. Euro verurteilten Rechtsanwälte
haben Rechtsmittel gegen das (erstinstanzliche) Urteil eingelegt.

Die Bundesregierung nimmt weder zu einem laufenden Verfahren
Stellung noch erscheint aufgrund zahlreicher Ungereimtheiten des
erstinstanzlichen Urteils eine seriöse Bewertung dieses Urteils mög-
lich.

Das Urteil vom 28. März 2013 hat in Uganda ein starkes Echo her-
vorgerufen: So beklagt die ugandische Anwaltsvereinigung (Ugan-
dan Law Society) in einer öffentlichen Erklärung die eklatanten Ver-
stöße gegen fundamentale prozess- und materiell-rechtliche Regeln.
Sie fordert in diesem Zusammenhang, das schon seit 2009 gegen den
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betreffenden Richter laufende Amtsenthebungsverfahren zum Ab-
schluss zu bringen.

Die Deutsche Botschaft Kampala beobachtet den Fortgang und steht
allen am damaligen Beschwerdeverfahren Beteiligten als Ansprech-
partner zur Verfügung.
5. Abgeordnete
Katrin

Werner

(DIE LINKE.)
Welche Erkenntnisse hat die Bundesregierung
über den aktuellen baulichen und sicherheits-
technischen Zustand des Sarsang-Staudamms
in der Region Bergkarabach und eine daraus
möglicherweise resultierende Gefährdungssi-
tuation für die Bevölkerung?
Antwort der Staatssekretärin Dr. Emily Haber

vom 16. Juli 2013
Das aus den 1970er-Jahren stammende Sarsang-Reservoir und das
dazugehörige Wasserkraftwerk sind für die Wasser- und Energiever-
sorgung der Region Bergkarabach von großer Bedeutung. Um die
Sicherheit dieser Anlagen zu gewährleisten, haben die De-facto-Be-
hörden in Bergkarabach im Jahr 2012 eine Kommission zur Untersu-
chung des aktuellen Zustands, der seismischen Sicherheit und des
möglichen Reparaturbedarfs des Sarsang-Staudamms eingesetzt. Die
Bundesregierung erwartet, dass sich durch die Arbeit dieser Kom-
mission belastbare Erkenntnisse über den sicherheitstechnischen Zu-
stand des Staudamms ergeben werden.
6. Abgeordnete
Katrin

Werner

(DIE LINKE.)
Wie ist der aktuelle Stand bei den Verhandlun-
gen der EU mit Armenien über ein Assoziie-
rungsabkommen, und welche konkreten Mög-
lichkeiten bestehen hierbei nach Einschätzung
der Bundesregierung, um Armeniens Haltung
zugunsten einer friedlichen Lösung des Berg-
karabach-Konflikts zu beeinflussen (analog zu
den Verhandlungen mit Aserbaidschan über
ein Assoziierungsabkommen)?
Antwort der Staatssekretärin Dr. Emily Haber

vom 16. Juli 2013
Die Verhandlungen zwischen der Europäischen Union und der Re-
publik Armenien über ein Assoziierungsabkommen sind weit fortge-
schritten, so dass bei Klärung der verbleibenden Fragen eine Para-
phierung des Abkommens anlässlich des Gipfels der Östlichen Part-
nerschaft am 28./29. November 2013 in Wilna möglich erscheint.

Armenien bekennt sich öffentlich zu einer friedlichen Lösung des
Bergkarabach-Konflikts im Rahmen der von der Minsk-Gruppe der
OSZE erarbeiteten so genannten Madrid-Prinzipien. Die Europä-
ische Union hat in den Schlussfolgerungen des Rates für Außenbe-
ziehungen vom 27. Februar 2012 Armenien und die Republik Aser-
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baidschan aufgerufen, ihre Anstrengungen für eine Einigung auf
Basis dieser Prinzipien zu verstärken und ihre Bereitschaft bekräftigt,
die Bemühungen der Minsk-Gruppe der OSZE um eine friedliche
Lösung des Konflikts durch Förderung von vertrauensbildenden
Maßnahmen zu unterstützen und zu ergänzen.
Geschäftsbereich des Bundesministeriums des Innern
7. Abgeordneter
Stephan

Kühn

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Wie viele Dienstfahrräder haben die einzelnen
Bundesministerien und deren nachgeordnete
Behörden jeweils im Rahmen ihrer Fahrzeug-
beschaffung und ihres Mobilitätsmanagements
angeschafft?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Ole Schröder

vom 19. Juni 2013
Die nachfolgenden Tabelle listet die Anzahl der im Bestand befindli-
chen Dienstfahrräder der Bundesministerien und deren nachgeord-
neter Behörden (unmittelbare Bundesverwaltung) zum Stichtag
13. Juni 2013 auf.
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8. Abgeordneter
Dietmar

Nietan

(SPD)
In welcher Höhe hat die Bundesregierung für
das Jahr 2013 Mittel für den Betrieb der Ge-
schäftsstelle aller polnischen Organisationen in
Berlin bewilligt?
Antwort der Staatssekretärin Cornelia Rogall-Grothe
vom 15. Juli 2013
Im Haushaltsplan des Bundesministeriums des Innern sind für die
Förderung des Betriebes der Geschäftsstelle aller polnischen Organi-
sationen in Berlin im Jahr 2013 Mittel in Höhe von 50 000 Euro vor-
gesehen. Ferner sind Fördermittel in Höhe von 30 000 Euro etat-
isiert, die für den im Rahmen der Geschäftsstelle vorgesehenen Be-
trieb eines Internetportals vorgehalten werden.
9. Abgeordneter
Dietmar

Nietan

(SPD)
Wurden die für das Jahr 2013 vorgesehenen
Mittel bereits ausgezahlt, und wenn nein, wa-
rum nicht?
Antwort der Staatssekretärin Cornelia Rogall-Grothe

vom 15. Juli 2013
Die für das Jahr 2013 vorgesehenen Mittel wurden bisher nicht aus-
gezahlt, da die eingereichten Förderanträge bislang nicht die zuwen-
dungsrechtlich zwingend erforderlichen Anforderungen erfüllten.
Ein Zuwendungsbescheid konnte daher noch nicht erstellt werden.
10. Abgeordneter
Dietmar

Nietan

(SPD)
In welcher Weise wird die Bundesregierung zu-
künftig eine regelmäßige finanzielle Förderung
der Geschäftsstelle aller polnischer Organisa-
tionen in Berlin gewährleisten?
Antwort der Staatssekretärin Cornelia Rogall-Grothe

vom 15. Juli 2013
In dem am 26. Juni 2013 beschlossenen ersten Regierungsentwurf
für den Haushalt 2014 nebst Finanzplan sind im Kapitel des Bundes-
ministeriums des Innern Projektfördermittel in der in der Antwort
zu Frage 8 genannten Höhe vorgesehen. Ob und in welcher Höhe
diese ausgereicht werden können, hängt neben der Verabschiedung
des Haushaltsgesetzes 2014 ebenfalls davon ab, ob die in der Ant-
wort zu Frage 9 erwähnten zuwendungsrechtlichen Anforderungen,
die gleichermaßen auch 2014 fortgelten, von den Antragstellern er-
füllt werden.
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11. Abgeordneter
Michael

Roth

(Heringen)

(SPD)
Wann beginnen die Instandsetzungsarbeiten
am Unterkunftsgebäude 3 des Aus- und Fort-
bildungszentrums der Bundespolizei in Esch-
wege, nachdem mir in einem Brief vom 26. Ok-
tober 2012 vom Bundesminister des Innern,
Dr. Hans-Peter Friedrich, ein baldiger Baube-
ginn angekündigt wurde?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Dr. Christoph Bergner

vom 1. Juli 2013
Die Durchführung einzelner Bau- und Bauunterhaltungsmaßnahmen
obliegt der Bundesanstalt für Immobilienaufgaben (BlmA). Eine
Aussage, wann konkrete Instandsetzungsarbeiten am Unterkunftsge-
bäude 3 des Aus- und Fortbildungszentrums der Bundespolizei in
Eschwege beginnen, ist dem Bundesministerium des Innern und der
Bundespolizei als Nutzer daher nur eingeschränkt möglich.

Nach derzeitigen Planungen ist das betreffende Gebäude u. a. für die
Deckung des Bedarfs an Büroräumen für Fachlehrer und an Lehrsä-
len vorgesehen. Im Ergebnis der Variantenuntersuchung durch die
BlmA wurde eine Eigenbaumaßnahme der BlmA als wirtschaftlichs-
te Unterbringungsvariante vorgeschlagen. Hierfür bedarf es nach
den Richtlinien für die Durchführung von Bauaufgaben des Bundes
einer Qualifizierung der Planungsunterlagen zu einer sog. Entschei-
dungsunterlage-Bau (ES-Bau). Die Arbeiten an dieser Qualifizierung
der Unterlagen dauern an und sind noch nicht abgeschlossen. Ent-
sprechende Abstimmungen zwischen der Bundespolizei als Bedarfs-
träger und der BlmA finden statt.
12. Abgeordnete
Marianne

Schieder

(Schwandorf)

(SPD)
Wie ist der Stand der Verhandlungen über den
deutsch-tschechischen Polizeikooperationsver-
trag, und wann ist mit einer Unterzeichnung
zu rechnen?
Antwort der Staatssekretärin Cornelia Rogall-Grothe

vom 11. Juli 2013
Die Vertragsverhandlungen sind auf einem guten Weg und sollen in
der ersten Jahreshälfte 2014 abgeschlossen sein.
13. Abgeordnete
Marianne

Schieder

(Schwandorf)

(SPD)
Ist der Bundesregierung bekannt, ob die tsche-
chische Regierung die Zusage, die Eigenver-
brauchsgrenze von Drogen von bisher zwei
Gramm auf 0,5 Gramm zu senken, eingehalten
hat, wie dies der tschechische Innenminister
Jan Kubice dem Bundesminister des Innern
Dr. Hans-Peter Friedrich beim gemeinsamen
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Treffen in Prag am 14. Februar 2013 versi-
cherte (vgl. DER NEUE TAG vom 15. Febru-
ar 2013, S. 3)?
Antwort der Staatssekretärin Cornelia Rogall-Grothe

vom 11. Juli 2013
Nach Kenntnis der Bundesregierung wurden die Eigenverbrauchs-
grenzen für Drogen in der Tschechischen Republik bislang nicht neu
gefasst.

Anlässlich des Treffens in Prag am 14. Februar 2013 gab es seitens
der tschechischen Regierung keine entsprechende Zusage, es wurde
lediglich die Prüfung eines entsprechenden Vorhabens in Aussicht
gestellt.
14. Abgeordnete
Marianne

Schieder

(Schwandorf)

(SPD)
Wann wird das angekündigte trilaterale Ge-
spräch mit Tschechien und Polen zum Thema
Drogen – insbesondere zu Crystal Speed –
stattfinden, und welcher genaue Teilnehmer-
kreis wird dazu eingeladen?
Antwort der Staatssekretärin Cornelia Rogall-Grothe

vom 11. Juli 2013
Das trilaterale Gespräch war für den 26. Juni 2013 in Marktredwitz
angesetzt, konnte jedoch aus terminlichen Gründen nicht stattfinden.
Ein neuer Termin wird angestrebt, steht allerdings noch nicht fest.

Das Gespräch soll auf ministerieller Leitungsebene stattfinden. Als
Teilnehmer sind die Innenminister der polnischen und der tschechi-
schen Regierung sowie der Bundesregierung vorgesehen. Zudem
werden die Innenminister der Länder Bayern und Sachsen eingela-
den. Für das Bundesministerium der Finanzen ist eine Teilnahme
auf Staatssekretärsebene in Aussicht genommen. Die zusätzliche
Teilnahme von Bundes- oder Länderpolizeibehörden sowie der Zoll-
behörden ist nicht vorgesehen.
Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Justiz
15. Abgeordneter
Tom

Koenigs

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Wann wird die Bundesregierung zur Rüge des
UN-Antirassismus-Ausschusses Stellung bezie-
hen, in der Deutschland aufgrund des unzurei-
chenden Schutzes seiner Bevölkerung vor ras-
sistischen Äußerungen Thilo Sarrazins kriti-
siert wurde, und inwiefern besteht nach An-
sicht der Bundesregierung der Bedarf, die Ge-
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setzeslage und Praxis im Bereich der Strafver-
folgung von rassistischen Äußerungen auf den
Prüfstand zu stellen?
Antwort der Staatssekretärin Dr. Birgit Grundmann

vom 18. Juli 2013
Die Bundesregierung hat mit einer Verbalnote vom 1. Juli 2013 dem
Antirassismus-Ausschuss der Vereinten Nationen fristgerecht eine
erste Stellungnahme übersandt.

Das Vorgehen gegen rassistische Äußerungen und die diesen zugrun-
de liegenden Denkmuster ist eine permanente gesamtgesellschaftli-
che Aufgabe. Dazu gehört auch die Evaluierung von Gesetzgebung
und Strafverfolgung in diesem Bereich durch die Bundesregierung.
Entsprechende Anregungen internationaler Organisationen bieten
Anlass, die Wirksamkeit der Vorschriften und ihrer Anwendung zu
überprüfen.
Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Finanzen
16. Abgeordneter
Lothar

Binding

(Heidelberg)

(SPD)
Wie schätzt die Bundesregierung die von der
Europäischen Kommission in der Bewertung
des nationalen Reformprogramms 2013 und
des Stabilitätsprogramms Deutschlands
(COM(2013) 355 final) vorgenommene Emp-
fehlung ein, wonach die Konsolidierung im öf-
fentlichen Bankensektor unterstützt werden
könnte, indem die rechtliche Struktur der
Sparkassen überprüft wird und es Landesban-
ken oder privaten Banken ermöglicht wird,
Sparkassen zu übernehmen?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Steffen Kampeter
vom 12. Juli 2013
In dem von Ihnen angeführten Dokument findet sich keine derartige
Empfehlung. Der Rat der Europäischen Union empfiehlt, „dass
Deutschland [. . .] die Anstrengungen zur Konsolidierung im Banken-
sektor fortsetzt, auch durch die Verbeserung des Governance-Rah-
mens“. Die von Ihnen angeführte Aussage ergibt sich aus dem eben-
falls veröffentlichten Arbeitsdokument der EU-Kommission zu den
Deutschland betreffenden länderspezifischen Empfehlungen (SWD
(2013) 355 final). Bei dem Arbeitsdokument handelt es sich nicht um
ein „legal document“. Es ist nicht Bestandteil der Empfehlungen des
Rates.

Die Bundesregierung ist der Auffassung, dass das Drei-Säulen-Sys-
tem im deutschen Bankenwesen in den vergangenen Jahren eine
wichtige stabilisierende Wirkung hatte. Darauf haben die Vertreter
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der Bundesregierung auch bei der Erörterung der Deutschland be-
treffenden länderspezifischen Empfehlungen in den ratsvorbereiten-
den Gremien ausdrücklich hingewiesen. Im Rahmen des kommen-
den nationalen Reformprogramms 2014 wird die Bundesregierung
ausführlich zu den länderspezifischen Empfehlungen des Rates Stel-
lung nehmen.
17. Abgeordnete
Heidrun

Bluhm

(DIE LINKE.)
Ist der Bundesregierung bekannt, dass die Er-
werberin der ehemaligen bundeseigenen TLG
WOHNEN GmbH, die TAG IMMOBI-
LIEN AG, seit kurzem offenbar flächende-
ckend pauschale Mieterhöhungsverlangen an
die Mieterinnen und Mieter der im November
2012 vom Bund erworbenen Wohnungen ver-
schickt (Beispielschreiben liegen mir vor)?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Steffen Kampeter

vom 15. Juli 2013
Die Bundesregierung wurde von der Ombudsstelle über 13 Mieter-
höhungsverlangen der TAG WOHNEN GmbH in Rostock, Merse-
burg Kitzscher, Barth und Eisleben informiert. Zu den über 11 000
weiteren ehemaligen Wohnungen der TLG WOHNEN GmbH sind
der Bundesregierung keine entsprechenden Verlangen bekannt.
18. Abgeordnete
Heidrun

Bluhm

(DIE LINKE.)
Sieht die zwischen Bundesregierung und TAG
vereinbarte Sozialcharta einen zeitlich befriste-
ten Schutz vor Mieterhöhungen vor, und wenn
nein, warum nicht?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Steffen Kampeter

vom 15. Juli 2013
Die zwischen der Bundesregierung und der TAG IMMOBI-
LIEN AG vereinbarte Sozialcharta sieht einen zeitlich befristeten
Schutz vor Mieterhöhungen im Zusammenhang mit Luxusmoderni-
sierungen vor. Weitergehende Vorgaben zu Mieterhöhungen hätten
den Wert der Wohnungen gemindert und gegen EU-Beihilferecht
verstoßen, da der Bund dann nicht mehr zum Verkehrswert verkauft
hätte (vgl. die Antwort der Bundesregierung zu Frage 2 der Kleinen
Anfrage auf Bundestagsdrucksache 17/13359).
19. Abgeordnete
Heidrun

Bluhm

(DIE LINKE.)
Teilt die Bundesregierung meine Auffassung,
dass mit den angekündigten und zu erwarten-
den weiteren Mietsteigerungen Mieter zum
Wegzug gezwungen werden können und so
der in der Sozialcharta vereinbarte Kündi-
gungsschutz umgangen wird, und wenn ja, was
wird sie dagegen unternehmen?
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Steffen Kampeter

vom 15. Juli 2013
Die Bundesregierung sieht keine Gefahr eines verstärkten Wegzugs,
da die Mieten nur an die ortsübliche Vergleichsmiete angepasst wer-
den dürfen (§ 558 BGB).
20. Abgeordnete
Heidrun

Bluhm

(DIE LINKE.)
Haben sich wegen der Mieterhöhungsverlan-
gen Mieterinnen oder Mieter an die vom Bund
eingerichtete Ombudsstelle gewandt, und wenn
ja, wie wurden deren Anliegen beschieden?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Steffen Kampeter

vom 15. Juli 2013
Bis zum 9. Juli 2013 haben sich 13 Mieter der TAG WOHNEN
GmbH bei der Ombudsstelle über Mieterhöhungsverlangen be-
schwert. Die Beschwerden wurden noch nicht beschieden.
21. Abgeordneter
Dr. Thomas

Gambke

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Wie lautet der genaue Arbeitsauftrag und die
personelle Zusammensetzung der am 8. Juli
2013 eingesetzten Bund-Länder-Arbeitsgruppe
zum Thema „Internationale Steuersparmodel-
le“, und bis wann sollen die Ergebnisse vorlie-
gen?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Hartmut Koschyk
vom 16. Juli 2013
Die von der Jahres-Finanzministerkonferenz am 24. Mai 2003 be-
schlossene Bund-Länder-Arbeitsgruppe begleitet die Arbeiten auf
OECD- und G20-Ebene im Rahmen des Projekts gegen Gewinn-
kürzung und Gewinnverschiebung (BEPS). Sie soll insbesondere die
Länder zeitnah über die aktuellen Entwicklungen des Projekts unter-
richten sowie die Länder bei der Erarbeitung von Lösungsmöglich-
keiten mit einbinden. Die Bund-Länder-Arbeitsgruppe setzt sich zu-
sammen aus den jeweiligen Fachexperten der Ministerien bzw. Se-
natsverwaltungen der Bundesländer und aus Mitarbeitern der betrof-
fenen Fachreferate des Bundesministeriums der Finanzen und soll
bis zum Abschluss des BEPS-Projekts bestehen bleiben. Das BEPS-
Projekt ist zunächst für zwei Jahre angesetzt.
22. Abgeordneter
Martin
Gerster

(SPD)
Inwieweit hat die Bundesregierung darüber
Kenntnis, dass die Familienkasse Baden-Würt-
temberg Ost zur Bearbeitung von Anträgen
teilweise mehr als ein halbes Jahr benötigt,
und inwiefern sind ihr Fälle bekannt, in denen
sich aus Verzögerungen bei der Bearbeitung
– beispielsweise von Anträgen auf Kinderzu-
schlag – letztlich ungerechtfertigte Ablehnun-
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gen beantragter Leistungen nach dem Zweiten
Buch Sozialgesetzbuch (SGB II) ergeben ha-
ben?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Hartmut Koschyk

vom 11. Juli 2013
Die Familienkassen bearbeiten Anträge auf Kindergeld und Kinder-
zuschlag. Dabei ist der jeweilige Sachverhalt zu ermitteln und zu prü-
fen, ob die gesetzlich geregelten Voraussetzungen für den geltend ge-
machten Anspruch im Einzelfall vorliegen.

Die Bearbeitungsdauer von Kinderzuschlagsanträgen liegt derzeit in
der Familienkasse Baden-Württemberg Ost bei 22 Arbeitstagen
(Stand Mai 2013). Knapp 59 Prozent der Kinderzuschlagsanträge
werden innerhalb von 20 Arbeitstagen nach Eingang abschließend
bearbeitet. Dabei wird nicht zwischen vollständigen und unvollstän-
digen Anträgen differenziert. Der Anteil der Kinderzuschlagsvorgän-
ge mit einer Bearbeitungsdauer von mehr als drei Monaten liegt bei
5,3 Prozent. Längere Bearbeitungsdauern kommen insbesondere
dann in Betracht, wenn sich die Sachverhaltsermittlung aufgrund der
Umstände des Einzelfalls schwierig gestaltet, wenn Anträge unvoll-
ständig sind und Unterlagen nachgefordert werden müssen oder
wenn Nachfragen bei dritten Personen oder Stellen erforderlich sind.
Im Bereich Kinderzuschlag, in dem aufgrund des detaillierten Rechts
regelmäßig umfangreiche Unterlagen benötigt werden, sind etwa
80 Prozent aller Anträge unvollständig.

Erkenntnisse, nach denen Bearbeitungsverzögerungen zu ungerecht-
fertigten Ablehnungen beantragter SGB-II-Leistungen geführt haben,
liegen nicht vor. Für den Fall, dass ein Antrag auf Kinderzuschlag
abgelehnt wird, können nach § 40 Absatz 5 SGB II i. V. m. § 28 des
Zehnten Buches Sozialgesetzbuch (SGB X) Leistungen der Grund-
sicherung für Arbeitsuchende rückwirkend erbracht werden. Nach
dieser Vorschrift können Sozialleistungen nachträglich erbracht wer-
den, wenn ein Leistungsberechtigter von der Antragstellung abgese-
hen hat, weil er eine vermeintlich vorrangige andere Sozialleistung
beansprucht hat.
23. Abgeordneter
Martin
Gerster

(SPD)
Sind entsprechende Probleme auch im Hin-
blick auf andere Familienkassen bekannt, und
welche Maßnahmen verfolgt die Bundesregie-
rung, um entsprechenden Missständen ggf. zu
begegnen?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Hartmut Koschyk

vom 11. Juli 2013
Im Durchschnitt aller Familienkassen werden gut 63 Prozent aller
Anträge auf Kinderzuschlag innerhalb von 20 Arbeitstagen bearbei-
tet. Bei 6,4 Prozent aller Anträge wird für die Bearbeitung mehr als
drei Monate benötigt.



Deutscher Bundestag – 17. Wahlperiode Drucksache 17/14397– 13 –
Die zum 1. Mai 2013 erfolgte Umorganisation der örtlichen Fami-
lienkassen hat die organisatorischen und personellen Möglichkeiten
zur Verringerung von Bearbeitungszeiten verbessert. Durch die ins-
gesamt größeren Arbeitseinheiten in den neuen Familienkassen kön-
nen längere Ausfallzeiten oder Belastungssituationen besser ausgegli-
chen werden.

Daneben sind verschiedene Maßnahmen vorgesehen, um die Bear-
beitungsdauer zu verkürzen. Die Bearbeitungsdauer unterliegt der
kontinuierlichen Beobachtung im Rahmen von Zielvereinbarungen.
Darüber hinaus werden Familienkassen bei der Optimierung der
Prozesse beraten. Im Rahmen verfügbarer Haushaltsmittel werden
für Familienkassen mit ungünstiger Bearbeitungssituation auch fi-
nanzielle Mittel für die Beschäftigung von zusätzlichem Personal be-
reitgestellt.
24. Abgeordneter
Andrej

Hunko

(DIE LINKE.)
Inwiefern unterstützt die Bundesregierung die
Forderungen des EU-Kommissionspräsiden-
ten José Manuel Barroso und des Direktors
des Europäischen Stabilitätsmechanismus
Klaus Regling, die Zusammenarbeit der EU-
Kommission und der Europäischen Zentral-
bank mit dem Internationalen Währungsfonds
(IWF) in der so genannten EU-Troika zu been-
den, nachdem erhebliche Unterschiede in der
Bewertung der EU-Austeritätspolitik zwischen
IWF und EU öffentlich wurden, und inwiefern
spricht sie sich dafür aus, EU-Mitgliedstaaten
zu untersagen, beim IWF Anträge auf Hilfs-
kredite zu stellen (vgl.: www.seiten.faz-archiv.
de/faz/20130615/fr1201306153913946.html)?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Steffen Kampeter

vom 15. Juli 2013
Die Troika leistet aus Sicht der Bundesregierung gute Arbeit in den
Programmländern. Die Zusammenarbeit zwischen den einzelnen In-
stitutionen der Troika funktioniert. Dabei ist es für ein optimales Ge-
samtergebnis förderlich, wenn Probleme von verschiedenen Blick-
winkeln beleuchtet und diskutiert werden. Grundsätzlich divergieren-
de Zielsetzungen zwischen dem IWF auf der einen und der Europä-
ischen Union auf der anderen Seite sind nicht erkennbar. Vielmehr
streben alle beteiligten Akteure an, mittels temporärer Anpassungs-
hilfe und damit einhergehenden Reformauflagen die Programmlän-
der bei der Behebung ihrer wirtschaftlichen Ungleichgewichte zu un-
terstützen und sie baldmöglichst wieder in die Lage zu versetzen, sich
eigenständig auf den Kapitalmärkten zu refinanzieren.

Im ESM-Vertrag (ESM = Europäischer Stabilitätsmechanismus) und
im Verordnungspaket über die wirtschafts- und haushaltspolitische
Überwachung (Two Pack) ist eine enge Zusammenarbeit mit dem
IWF bei der Gewährung von Finanzhilfen an Mitgliedstaaten ange-
legt. Möglichst soll neben einer finanziellen Beteiligung des IWF an
einem Finanzhilfeprogramm im Rahmen seines Mandats und Instru-
mentariums auch seine Expertise bei der Programmgestaltung und



Deutscher Bundestag – 17. WahlperiodeDrucksache 17/14397 – 14 –
-überwachung genutzt werden. Vor diesem Hintergrund geht die
Bundesregierung auch künftig von einer Fortsetzung der erfolgrei-
chen Zusammenarbeit zwischen den europäischen Institutionen und
dem IWF aus.
25. Abgeordnete
Agnes

Krumwiede

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Sieht der Bundesminister der Finanzen,
Dr. Wolfgang Schäuble, Regelungsbedarf bei
dem Problem, dass es mit Bezug auf das
„Steckel“-Urteil des Bundesfinanzhofs (XI R
44/08) zu einer Häufung von existenzbedroh-
enden Umsatzsteuernachforderungen seitens
der Finanzverwaltungen zum 19-Prozent-Satz
bei vielen Bühnenschaffenden (Bühnenregis-
seure und -choreografen sowie Bühnen- und
Kostümbildnern) kommt, trotz des aktuell in
Kraft getretenen Amtshilferichtlinie-Umset-
zungsgesetzes zur Umsatzsteuerbefreiung der
Bühnenregisseure und -choreografen, und
wenn ja, wie soll eine Regelung im Sinne einer
Gleichbehandlung der Bühnenschaffenden sei-
tens der steuerlichen Veranlagung und der
Nachforderungen aussehen?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Hartmut Koschyk

vom 19. Juli 2013
Der Bundesfinanzhof (BFH) hat für Leistungen eines Bühnenregis-
seurs in seinem Urteil vom 4. Mai 2011, XI R 44/08, festgestellt, dass
Leistungen selbständiger Bühnenregisseure und -regisseurinnen un-
abhängig vom Leistungsempfänger nach dem damals geltenden
Recht nicht von der Steuer befreit sind und grundsätzlich dem allge-
meinen Umsatzsteuersatz von 19 Prozent unterliegen.

Aufgrund der Änderung von § 4 Nummer 20 Buchstabe a des Um-
satzsteuergesetzes (UStG) durch das Amtshilferichtlinie-Umsetzungs-
gesetz sind ab dem 1. Juli 2013 erbrachte Leistungen selbständiger
Bühnenregisseure und -regisseurinnen sowie selbständiger Bühnen-
choreographen und -choreographinnen an die in § 4 Nummer 20
Buchstabe a Satz 1 und 2 UStG genannten kulturellen Einrichtungen
umsatzsteuerfrei, wenn deren künstlerische Leistungen diesen Ein-
richtungen unmittelbar dienen. Hinsichtlich der ggf. möglichen An-
wendung des ermäßigten Umsatzsteuersatzes haben sich keine Ände-
rungen ergeben. Sollten Urheberrechte übertragen werden, kommt
nach § 12 Absatz 2 Nummer 7 Buchstabe c UStG weiterhin die An-
wendung des ermäßigten Umsatzsteuersatzes von 7 Prozent in Be-
tracht.

Hinsichtlich der vor dem 1. Juli 2013 erbrachten Leistungen besteht
mit Abschnitt 12.5 Absatz 1 Satz 4 des Umsatzsteuer-Anwendungser-
lasses (UStAE) eine ausdrückliche – vom BFH in dem genannten
Urteil bestätigte – Anweisung für die Finanzverwaltung. Im Übrigen
stellt Abschnitt 12.7 Absatz 19 Satz 4 UStAE klar, dass Regisseure
ebenso wie Bühnen- und Kostümbildner ausübende Künstler im
Sinne des § 73 des Gesetzes über Urheberrecht und verwandte
Schutzrechte sind, deren Leistungen bei Vorliegen der weiteren
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Voraussetzungen des § 12 Absatz 2 Nummer 7 Buchstabe c UStG
im Einzelfall ermäßigt besteuert werden können.

Soweit darüber hinaus in Einzelfällen Zweifelsfragen bei der Anwen-
dung des Umsatzsteuerrechts auftreten, werden diese zwischen dem
Bundesministerium der Finanzen und den obersten Finanzbehörden
der Länder erörtert.
26. Abgeordnete
Dr. Gesine

Lötzsch

(DIE LINKE.)
Wie gedenkt die Bundesregierung etwaige
Nachteile für Integrationsbetriebe, die Arbeits-
plätze für schwerbehinderte Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmer bieten, auszugleichen,
weil sie Presseberichten (vgl. u. a. Tagesschau
vom 17. Juni 2013) zufolge bei der Umsatz-
steuer nun nicht mehr dem ermäßigten, son-
dern dem regulären Steuersatz unterliegen?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Hartmut Koschyk

vom 12. Juli 2013
Die Rechtslage ist unverändert. Gemeinnützige Organisationen, die
in ihren Einrichtungen schwerbehinderte Menschen beschäftigen, ge-
nießen auch bestimmte ertragsteuerliche Privilegien. So sind zum
Beispiel anerkannte Werkstätten für behinderte Menschen von der
Körperschaftsteuer befreit. Auch Integrationsprojekte i. S. d. § 132
Absatz 1 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch sind unter bestimm-
ten Voraussetzungen ebenfalls von der Körperschaftsteuer befreit.

Bei Integrationsprojekten sieht § 68 Nummer 3 Buchstabe c der Ab-
gabenordnung (AO) vor, dass in diesem Betrieb mindestens 40 Pro-
zent der Beschäftigten besonders betroffene schwerhinderte Men-
schen i. S. d. § 132 Absatz 1 SGB IX sind. Diese Vorschrift wurde
mit dem Gesetz zur Förderung der Ausbildung und Beschäftigung
schwerbehinderter Menschen vom 23. April 2004 (BGBl. I S. 606) in
die Abgabenordnung aufgenommen und nicht mehr verändert.

Erfüllt ein anerkannter Integrationsbetrieb diese Kriterien, dann ist
er als Zweckbetrieb von der Körperschaftsteuer befreit. Dies bedeu-
tet aber nicht, dass zwangsläufig auch der ermäßigte Umsatzsteuer-
satz zur Anwendung kommen muss.

Zwar unterliegen die Leistungen der steuerbegünstigten Körper-
schaften im Rahmen ihrer Zweckbetriebe grundsätzlich dem ermä-
ßigten Steuersatz. Dies gilt aber nur dann, wenn der Zweckbetrieb
nicht in erster Linie der Erzielung zusätzlicher Einnahmen durch die
Ausführung von Umsätzen dient, die in unmittelbarem Wettbewerb
mit nicht ermäßigt besteuerten Leistungen anderer Unternehmer ste-
hen. Weitere Besonderheiten gelten bei den in den §§ 66 bis 68 AO
bezeichneten Zweckbetrieben, zu denen auch die Integrationsbetrie-
be zählen: Verwirklicht die Körperschaft mit den Leistungen dieser
Zweckbetriebe selbst ihre steuerbegünstigten satzungsmäßigen Zwe-
cke, kommt der ermäßigte Umsatzsteuersatz von 7 Prozent in jedem
Fall zur Anwendung, selbst wenn damit zusätzliche Einnahmen er-
zielt werden sollen (vgl. § 12 Absatz 2 Nummer 8 Buchstabe a Satz 3
UStG).
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Leistungen, die im Rahmen eines wirtschaftlichen Geschäftsbetriebs
bzw. eines nicht begünstigten Zweckbetriebs ausgeführt werden, un-
terliegen dagegen dem Regelsteuersatz von 19 Prozent, sofern nicht
nach anderen Vorschriften eine Ermäßigung oder eine Umsatz-
steuerbefreiung einschlägig ist.
27. Abgeordneter
Manuel

Sarrazin

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Inwiefern bzw. mit welchen Maßnahmen setzt
sich die Bundesregierung dafür ein, dass der
Rat und die Europäische Kommission der in
den Schlussfolgerungen des Europäischen Ra-
tes vom 24./25. März 2011 festgeschriebenen
Absicht, dass Europäische Parlament regelmä-
ßig über die Etablierung und die Operationen
des Europäischen Stabilitätsmechanismus zu
informieren („the Council and the Commis-
sion will inform the European Parliament on a
regular basis about the establishment and the
operations of the ESM“) auch nachkommt,
und erachtet die Bundesregierung die diesbe-
züglichen Aktivitäten des Rates und der Euro-
päischen Kommission als ausreichend?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Steffen Kampeter
vom 19. Juli 2013
Die parlamentarische Unterrichtung über die Operationen des völ-
kerrechtlich gegründeten Europäischen Stabilitätsmechanismus
ESM erfolgt in erster Linie gegenüber nationalen Parlamenten. Hier-
zu verweise ich in Bezug auf die in Deutschland geltende Rechtslage
auf das ESM-Finanzierungsgesetz und das ESM-Ratifizierungsgesetz
sowie das Gesetz über die Zusammenarbeit von Bundesregierung
und Deutschem Bundestag in Angelegenheiten der Europäischen
Union. Die Bundesregierung unterrichtet den Deutschen Bundestag
umfassend, fortlaufend und zum frühestmöglichen Zeitpunkt über
Operationen des ESM.

Was die Information des Europäischen Parlaments betrifft, so ist in
der Satzung des ESM ausdrücklich verankert, dass der jährliche Be-
richt des Prüfungsausschusses (Board of Auditors) dem Europä-
ischen Parlament zugeleitet wird. Dies ist – zusammen mit dem Jah-
resbericht des ESM – Anfang Juli 2013 erfolgt.

Daneben haben die Mitglieder des Europäischen Parlaments bzw.
der entsprechenden Ausschüsse im Rahmen von regelmäßigen Un-
terrichtungen zur Lage in der Eurozone Gelegenheit zum Austausch
mit Vertretern der Europäischen Kommission, des Rates und einzel-
ner Mitgliedstaaten. Hiervon macht insbesondere der Ausschuss für
Wirtschaft und Währung (ECON) regelmäßig Gebrauch. So wird et-
wa einmal im Quartal ein aktiver wirtschaftspolitischer Dialog mit
dem zuständigen Kommissar, Olli Rehn, gepflegt. Ebenfalls alle zwei
bis drei Monate kommt es zum direkten Gedankenaustausch mit
dem Präsidenten der Eurogruppe. Darüber hinaus erörtern regelmä-
ßig Mitglieder des ECOFIN-Rates im ECON ihre Politik. Allein
2013 waren die Finanzminister aus sechs verschiedenen EU-Mit-
gliedstaaten im ECON zu Gast. Der Bundesminister der Finanzen,
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Dr. Wolfgang Schäuble, hat zuletzt persönlich am 3. Dezember 2012
gemeinsam mit seinem französischen Amtskollegen die Abgeord-
neten des Europäischen Parlaments über aktuelle finanz- und wirt-
schaftspolitische Fragestellungen unterrichtet.

Darüber hinaus sieht die zum sog. Two Pack gehörende und Ende
Mai dieses Jahres in Kraft getretene Verordnung (EG) 472/2013
über den Ausbau der wirtschafts- und haushaltspolitischen Über-
wachung von Mitgliedstaaten im Euro-Währungsgebiet, die von gra-
vierenden Schwierigkeiten in Bezug auf ihre finanzielle Stabilität be-
troffen oder bedroht sind umfangreiche Unterrichtungsrechte des
Europäischen Parlaments bzw. des zuständigen Ausschusses vor.
Dies umfasst etwa die Unterrichtung über die Erarbeitung und späte-
re Überwachung eines makroökonomischen Anpassungsprogramms.
Zudem kann der zuständige Ausschuss des Europäischen Parlaments
Vertreter der Kommission, des Rates, der EZB, des IWF oder des
betroffenen Mitgliedstaates zu einem wirtschaftspolitischen Dialog
einladen.
28. Abgeordneter
Dr. Gerhard

Schick

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Welche Ermittlungsverfahren im Zusammen-
hang mit dienstlichen Pflichtverletzungen ge-
gen Bedienstete der Bundesverwaltung inner-
halb des Geschäftsbereichs des Bundesministe-
riums der Finanzen (BMF) sind gegenwärtig
anhängig (bitte mit Angabe des Sachverhalts
und der betroffenen Behörde oder Dienststel-
le), und jeweils von welcher Staatsanwaltschaft
wird gegen diese Bediensteten ermittelt?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Steffen Kampeter

vom 11. Juli 2013
Das BMF erhält nicht in allen Fällen Kenntnis von laufenden staats-
anwaltlichen Ermittlungen, sondern wird oftmals erst nach Abschluss
der Verfahren unterrichtet. Grund sind die einschlägigen rechtlichen
Regelungen: Nach der Anordnung über Mitteilungen in Strafsachen
vom 19. Mai 2008 (MiStra) in Nummer 15 (Strafsachen gegen Per-
sonen in einem Beamten- oder Richterverhältnis) und Nummer 16
(Strafsachen gegen Personen in einem Arbeitnehmer- oder sonstigen
Beschäftigungsverhältnis im öffentlichen Dienst) zählt die Einleitung
von staatsanwaltlichen Ermittlungen nicht zu den mitteilungspflich-
tigen Tatsachen. Mitgeteilt werden vielmehr Entscheidungen wie Er-
lass und Vollzug eines Haftbefehls, die Anklageschrift, der Antrag
auf Erlass eines Strafbefehls usw.

Bekannt sind aktuell 20 Ermittlungsverfahren gegen Bundesbediens-
tete im Geschäftsbereich des BMF. Weitere Angaben könnten die
laufenden Ermittlungen beeinträchtigen und zudem ggf. Rückschlüs-
se auf die Betroffenen zulassen.
29. Abgeordneter
Dr. Axel

Troost

(DIE LINKE.)
Hält die Bundesregierung, nachdem dem
Bundesministerium der Finanzen (laut Schrei-
ben des Parlamentarischen Staatssekretärs
Hartmut Koschyk vom 11. Juli 2013 an die
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Vorsitzende des Finanzausschusses des Deut-
schen Bundestages Dr. Birgit Reinemund) die
Klageschrift Großbritanniens inzwischen vor-
liegt, die Verstärkte Zusammenarbeit bei der
Finanztransaktionsteuer ebenso wie Großbri-
tannien für rechtswidrig, und teilt sie die in der
Klageschrift im Einzelnen vorgebrachten Ar-
gumente, insbesondere vor dem Hintergrund,
dass Großbritannien mit der britischen Stem-
pelsteuer eine ähnlich konstruierte Steuer be-
sitzt?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Hartmut Koschyk

vom 19. Juli 2013
Die Klage des Vereinigten Königreichs Großbritannien und Nordir-
land in der Rechtssache C-209/13 liegt der Bundesregierung vor und
wird derzeit geprüft.

An der bisher mitgeteilten ersten Einschätzung zur Klage unter Be-
zugnahme auf das aktuelle Urteil des Europäischen Gerichtshofs
vom 16. April 2013 zu den Klagen Spaniens und Italiens (C-274/11
und C-295/11) hat sich nichts geändert. Wie in meiner Antwort vom
23. Mai 2013 auf Ihre Schriftliche Frage 37 auf Bundestagsdrucksa-
che 17/13629 und meiner Antwort vom 6. Juni 2013 auf Ihre Nach-
richt vom 29. Mai 2013 ausgeführt, geht die Bundesregierung in An-
betracht dieses Urteils davon aus, dass die Voraussetzungen für die
Ermächtigung zur Verstärkten Zusammenarbeit eingehalten wurden.

Der Beschluss des Rates vom 22. Januar 2013 über die Ermächti-
gung zu einer Verstärkten Zusammenarbeit im Bereich der Finanz-
transaktionsteuer wird von der Bundesregierung als rechtmäßig an-
gesehen. Derzeit werden die weiteren Schritte geprüft und vorberei-
tet. Ich bitte um Verständnis, dass aufgrund des laufenden Verfah-
rens eine abschließende Stellungnahme zu den von Ihnen aufgewor-
fenen Fragen derzeit noch nicht möglich ist.
30. Abgeordnete
Sahra

Wagenknecht

(DIE LINKE.)
Um welchen Betrag haben die geleisteten Stüt-
zungsmaßnahmen zugunsten von Finanzinsti-
tutionen und die Rettungspakete in der Euro-
krise seit 2008 den Maastricht-Schuldenstand
des deutschen Staates erhöht, und an wen sind
diese Mittel geflossen (bitte einzeln auflisten
und für 2013 zusätzlich eine vorläufige Schät-
zung angeben)?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Hartmut Koschyk

vom 18. Juli 2013
Die kumulierten Effekte von Maßnahmen im Rahmen der Finanz-
markt- und europäischen Staatsschuldenkrise auf den gesamtstaatli-
chen (Brutto-)Schuldenstand in der Maastricht-Abgrenzung eines je-
den Jahres von 2008 bis 2012 entnehmen Sie bitte der beigefügten
Tabelle. Die Beträge sind nach staatlicher Ebene und Empfänger ge-
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gliedert. Dabei ist zu bemerken, dass die dargestellten Maßnahmen
zwar die staatlichen Schulden erhöht haben, in annähernd gleichem
Ausmaß aber auch das staatliche Vermögen. Mit Fälligkeit oder Ver-
kauf der gehaltenen Positionen verringern sich beide Effekte wieder.
Darüber hinaus sind bei einigen der aufgeführten Maßnahmen keine
finanziellen Mittel geflossen. Die Abwicklungsanstalten FMS Wert-
management (FMS-WM) und Erste Abwicklungsanstalt (EAA) wer-
den statistisch dem Sektor Staat zugerechnet, so dass ihre Aktiva und
Passiva, die zuvor dem Bankensektor zugeordnet waren, jetzt in der
staatlichen Bilanz enthalten sind, ohne dass Zahlungen zwischen
dem Banken- und dem Staatssektor stattgefunden haben. Die Finanz-
mittel im Rahmen der Hilfsprogramme an Griechenland, Irland und
Portugal werden nicht von staatlichen Stellen gezahlt. Da die Zahlun-
gen jedoch auf Weisung der Mitgliedstaaten erfolgen, werden sie sta-
tistisch dem Sektor Staat zugerechnet. Die Werte für die Vorjahre
sind zum Teil noch vorläufig, bei den Werten für 2013 handelt es sich
um Schätzwerte.
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Kumulierte Effekte der Maßnahmen im Rahmen der Finanzmarktkrise un
europäischen Staatsschuldenkrise auf den Maastricht-Schuldenstand (Bru

2008 2009 2010 2011 20
in Mrd. Euro

Maastricht-Schuldenstand (in % des BIP) 66,8      74,5      82,4      80,4      81

darunter:
Finanzmarktkrise 51,3      95,7      309,2      294,3      29

in % des BIP 2,1      4,0      12,4      11,4      11

Bund 10,1      27,6      222,9      205,8      18
IKB Deutsche Industriebank 1,9      1,9      1,9      1,9      
Commerzbank 8,2      18,2      18,2      6,7      
Aareal Bank 0,5      0,4      0,3      
Hypo Real Estate (HRE) 6,3      7,7      7,7      
WestLB 0,7      3,0      3,0      
Abwicklungsanstalt HRE (FMS-WM) 191,8      186,3      16

Länder 41,2      67,2      85,3      87,6      11
BayernLB 3,0      10,0      10,0      10,0      1
HSH Nordbank 3,0      3,0      3,0      
Landesbank Baden-Württemberg (LBBW) 2,0      2,0      2,0      
NordLB Kapitalaufstockung 0,5      
Garantiegesellschaft GPBW (LBBW) 12,7      12,7      12,7      1
Zweckgesellschaft SachsenLB (Sealink) 15,2      15,0      12,2      10,7      
Abwicklungsanstalt WestLB (EAA)1) 23,0      24,5      45,4      48,6      7
Eigenkapitalerhöhung Portigon durch NRW

Gemeinden 1,0      1,0      1,0      
LBBW 1,0      1,0      1,0      

Staatsschuldenkrise (nur Bund) 5,9      19,9      6
in % des BIP 0,2      0,8      2

Griechenland-Kredite KfW2) 5,9      15,2      1
EFSF (Griechenland-Paket II)2) 3
EFSF (Kredite an Irland)2) 2,3      
EFSF (Kredite an Portugal)2) 2,4      
ESM (Beteiligungserwerb)

1) Die EAA wird unter dem Dach der Bundesanstalt für Finanzmarktstabilisierung geführt, statistisch aber dem Landessek

Angaben für das Projektionsjahr 2013 basieren auf der BMF-Projektion von Juli 2013 und der Entwicklung des Bruttoinla
Frühjahrsprojektion der Bundesregierung. Die Angaben für 2013 sind auf 1/2 gerundet.

Alle Daten sind vorläufig. Abweichungen in den Summen durch Rundungsdifferenzen

2) Auszahlung erfolgt nicht von staatlichen Stellen, wird allerdings dem Maastricht-Schuldenstand zugerechnet.
31. Abgeordneter
Manfred
Zöllmer

(SPD)
Welche Ausnahmen wurden im Detail bei der
Sitzung des ECOFIN-Rates am 26. Juni 2013
zum Bankenabwicklungsregime zur so genann-
ten Haftungskaskade beschlossen, wodurch die
formalisierte Haftungsreihenfolge der Haftung
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von Aktionären, Besitzern von Anleihen, der
Anleger mit Ersparnissen von mehr als
100 000 Euro und an letzter Stelle die der
Steuerzahler durchbrochen wird?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Steffen Kampeter
vom 18. Juli 2013
Ziel der Richtlinie zur Festlegung eines Rahmens für die Sanierung
und Abwicklung von Kreditinstituten und Wertpapierfirmen
(BRRD) ist es, europaweit Regeln für die Abwicklung von Banken
einzuführen, wobei Eigentümer und Gläubiger an Verlusten der Ban-
ken zu beteiligen sind. Hierfür wird eine Haftungskaskade festgelegt,
also die Reihenfolge der unterschiedlichen Gläubiger, die vorrangig
haften und die Bank rekapitalisieren müssen, wenn ein Institut in
Schieflage gerät (so genannter Bail-In). Diese Kaskade enthält die
Haftung der Eigentümer, der nachrangigen Anleihegläubiger (Junior
Bonds), der vorrangigen Anleihegläubiger (Senior Bonds) und sonsti-
ger vorrangigen Gläubiger sowie der ungesicherten Einleger über
100 000 Euro.

Um die Gefahr einer von der Gläubigerbeteiligung ausgehenden Be-
einträchtigung der Finanzmarktstabilität zu minimieren, wurde auf
der ECOFIN-Sitzung im Einklang mit den auf Ebene des internatio-
nalen Financial Stability Board indossierten Standards (Key Attribu-
tes of Effective Resolution Regimes) beschlossen, den nationalen Ab-
wicklungsbehörden in eng begrenzten Umständen Flexibilität für Ab-
weichungen von der Haftungskaskade einzuräumen. Dabei war es
das Ziel, die Haftung für die Märkte und Anleger vorhersehbar zu
machen.

Abweichungen sind unter anderem möglich, wenn eine Ausnahme
zwingend erforderlich ist, um die für die Finanzmarktstabilität kriti-
schen Funktionen des Instituts fortzuführen oder weitreichende An-
steckungseffekte mit negativen Auswirkungen auf die Wirtschaft
eines Mitgliedstaats oder der EU zu verhindern. Außerdem sind Ab-
weichungen zulässig, wenn es nicht möglich ist, eine bestimmte Ver-
bindlichkeit abzuschreiben oder wenn andernfalls die sonstigen
Gläubiger einen höheren Wertverlust hinnehmen müssten.

Der Spielraum für Abweichungen ist limitiert: Der ECOFIN hat sich
darauf verständigt, dass die aufgrund der Anwendung einer Ausnah-
me nicht abgedeckten Verluste entweder auf andere Gläubiger umge-
legt oder in begrenztem Umfang durch den aus Beiträgen der Ban-
ken finanzierten Abwicklungsfonds ausgeglichen werden. Der Bei-
trag des Abwicklungsfonds ist dabei grundsätzlich auf einen Wert in
Höhe von 5 Prozent der Gesamtverbindlichkeiten der Bank be-
grenzt. Das bedeutet, dass individuelle Gläubiger einer Bank ge-
schont werden können, wenn andere Gläubiger der Bank oder das
Kollektiv der Bankenindustrie an ihrer Stelle haften. Die Mittel des
Abwicklungsfonds müssen bereits eingesammelt worden sein (pre-
funded) oder nachträglich eingesammelt werden, mit entsprechenden
Möglichkeiten einer Zwischenfinanzierung.

Der Anwendung von Ausnahmen muss jedoch ein substanzieller
Bail-In, also die Beteiligung Privater, vorausgehen: Durch eine Ab-
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schreibung von Eigenmitteln und Verbindlichkeiten müssen bereits
Verluste in Höhe von 8 Prozent der Gesamtverbindlichkeiten ge-
deckt worden sein. Alternativ und unter erhöhten Anforderungen
(3 Prozent der gesicherten Einlagen müssen bereits im Abwicklungs-
fonds angesammelt sein) kann an die Stelle der 8 Prozent auch ein
Mindestwert von 20 Prozent der risikogewichteten Aktiva (RWA)
treten. Die letztgenannte Möglichkeit ist jedoch in dem von der EU-
Kommission vorgestellten Vorschlag für einen einheitlichen Abwick-
lungsmechanismus nicht für die daran teilnehmenden (Euro-)Mit-
gliedstaaten vorgesehen.

Sollte auch nach Ausübung der Flexibilität von 5 Prozent weiterer
Kapitalbedarf bestehen, wird das Bail-In fortgeführt, bis alle Anlei-
hen (junior und senior) vollständig herangezogen wurden. Erst in
einem weiteren Schritt könnten unter außergewöhnlichen Umstän-
den öffentliche Mittel aus anderen Quellen in Anspruch genommen
werden. Ziel in diesem Schritt wäre es, eine Belastung der noch ver-
bleibenden restlichen Gläubiger zu vermindern oder zu vermeiden.
Diese verbleibenden Gläubiger wären nicht gesetzlich geschützte
Einleger und Sparer einer Bank. Hierbei geht es also insbesondere
um Einlagen von natürlichen Personen bzw. Unternehmen auch über
100 000 Euro hinaus.
32. Abgeordneter
Manfred

Zöllmer

(SPD)
Wie stellt die Bundesregierung sicher, dass die
Steuerzahler nicht wieder vorrangig in der
Haftung sind, wenn es zu einer Abwicklung
oder Stützung eines Finanzinstituts kommt?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Steffen Kampeter

vom 18. Juli 2013
Durch das bereits im Jahr 2010 in Kraft getretene Restrukturierungs-
gesetz hat der deutsche Gesetzgeber die Voraussetzungen dafür ge-
schaffen, dass Banken geordnet abgewickelt werden können. Die
Verluste der Bank haben die Anteilseigner und Gläubiger der Bank
zu tragen. Eine Belastung des Steuerzahlers ist im Fall einer geordne-
ten Abwicklung nicht vorgesehen. Der Entwurf der BRRD dient
demselben Ziel. Die BRRD wird einen weiteren Baustein zum
Schutz des Steuerzahlers darstellen und gleichzeitig als strenge Vo-
raussetzung für den eventuellen Einsatz von ESM-Geldern dienen.
Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Wirtschaft
und Technologie
33. Abgeordneter
Klaus

Barthel

(SPD)
Treffen Medienberichte (u. a. ARD-Magazin
Fakt vom 25. Juni 2013) zu, wonach trotz ein-
schlägiger Warnungen von US-amerikanischer
Seite im April 2009 die zuständigen deutschen
Behörden und Stellen über geplante Lieferun-
gen von Ventilen, die für die Ausstattung des
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iranischen Atomreaktors Arak bestimmt wa-
ren, offenbar untätig geblieben sind, auch als
das Bundesamt für Verfassungsschutz angeb-
lich im Juni 2009 aufgrund eigener zusätzli-
cher Erkenntnisse des Ressortkreises Außen-
wirtschaft informiert hatte?
Antwort der Staatssekretärin Anne Ruth Herkes

vom 17. Juli 2013
Die im ARD-Magazin „Fakt“ vom 25. Juni 2013 erhobenen Vorwür-
fe treffen nicht zu. Die zuständigen Stellen sind allen im April 2009
und danach eingegangenen Hinweisen auf eine mögliche Lieferung
von Ventilen für eine nuklearrelevante Verwendung aus Deutschland
nach Iran unverzüglich nachgegangen und haben die erforderlichen
Maßnahmen eingeleitet.
34. Abgeordneter
Klaus

Barthel

(SPD)
Welche Schritte haben die Bundesregierung
und die zuständigen deutschen Ämter und Be-
hörden vor dem Hintergrund dieser Warnun-
gen und Informationen überhaupt eingeleitet,
um die Proliferation zu unterbinden?
Antwort der Staatssekretärin Anne Ruth Herkes

vom 17. Juli 2013
Es sind die in solchen Fällen üblichen Maßnahmen der Genehmi-
gungs- und Überwachungsbehörden zur Aufklärung des Sachverhalts
sowie zur Unterbindung einer Lieferung erfolgt. Eine detaillierte
Darstellung dieser Maßnahmen würde weitgehende Rückschlüsse
über die Vorgehensweise der zuständigen Behörden zur Bekämpfung
illegaler Ausfuhren ermöglichen. Eine Offenlegung dieser Informa-
tionen könnte von interessierter Seite zur Umgehung der bestehen-
den, sehr effektiven Mechanismen der deutschen Exportkontrolle ge-
nutzt werden.
35. Abgeordneter
Klaus

Barthel

(SPD)
Welche Behörden waren mit welchen Vorgän-
gen befasst (bitte, wenn möglich, mit Angabe
des Datums)?
Antwort der Staatssekretärin Anne Ruth Herkes

vom 17. Juli 2013
Es wird auf die Antwort zu Frage 34 verwiesen.
36. Abgeordneter
Klaus

Barthel

(SPD)
Welche den zuständigen Stellen in Deutsch-
land vorliegenden Erkenntnisse haben dazu ge-
führt, dass die mögliche Proliferation der ge-
nannten Spezialventile nur auf niedrigem Ni-
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veau verfolgt wurde, anstatt alle vorhandenen
gesetzlichen Möglichkeiten, etwa der Telekom-
munikationsüberwachung, sofort und nicht
erst knapp drei Jahre später im März 2012 ein-
zuleiten?
Antwort der Staatssekretärin Anne Ruth Herkes

vom 17. Juli 2013
Die Bundesregierung weist die in der Frage enthaltene Darstellung,
dass den Hinweisen nicht mit ausreichendem Nachdruck nachgegan-
gen und Ermittlungen nur zögerlich geführt worden wären, entschie-
den zurück. Die Einleitung einer präventiven wie auch repressiven
Telekommunikationsüberwachung ist an das Vorliegen strenger ge-
setzlicher Voraussetzungen geknüpft. Im Übrigen wird auf die Ant-
wort zu Frage 34 verwiesen.
37. Abgeordnete
Eva

Bulling-Schröter

(DIE LINKE.)
In welchem Stadium befinden sich die laut
griechischer Presse von Anfang Juli 2013 be-
reits kurz vor dem Abschluss stehenden Ver-
handlungen über die Kredite der KfW
Bankengruppe und über die endgültige Ertei-
lung einer Hermes-Bürgschaft für das griechi-
sche Braunkohlekraftwerk Ptolemaida V, be-
ziehungsweise wie sind die jeweiligen endgülti-
gen Entscheidungen über die Kredite der KfW
Bankengruppe und über die Hermes-Bürg-
schaft ausgefallen, falls die Verhandlungen be-
reits abgeschlossen wurden?
Antwort der Staatssekretärin Anne Ruth Herkes

vom 17. Juli 2013
Nach Befassung des Haushaltsausschusses am 20. März 2013 wur-
den den Antragstellern grundsätzliche Zusagen für eine Finanzkre-
ditdeckung (finanzierende Bank) sowie eine Lieferantenkredit- und
Fabrikationsrisikodeckung (Exporteur) zum Bau des Braunkohle-
kraftwerkes Ptolemaida V in Griechenland erteilt. Die Finanzierung
wird derzeit noch verhandelt und ist noch nicht abgeschlossen; somit
sind die Voraussetzungen für eine endgültige Indeckungnahme noch
nicht gegeben.
38. Abgeordnete
Viola von

Cramon-

Taubadel

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung
im Rahmen der vom damaligen Bundesminis-
ter für Wirtschaft und Technologie, Rainer
Brüderle, am 26. April 2010 im Hinblick auf
die Fußball-WM 2014 und die Olympischen
Spiele 2016 angekündigten „deutsch-brasiliani-
sche Zusammenarbeit für Sicherheit, Nachhal-
tigkeit und Infrastruktur“ (Pressemitteilung
der Bundesregierung, 26. April 2010) ergriffen
bzw. außenhandelspolitisch – etwa im Rahmen
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der durch den Bundesminister des Auswärti-
gen, Dr. Guido Westerwelle, unterstützten Ini-
tiative deutscher Unternehmen „WinWin 2014/
2016“ (WirtschaftsWoche, 13. März 2010) –
vorangetrieben (bitte einzeln aufzählen), und
wie bewertet sie die entsprechenden Resultate
angesichts der Massenproteste in Brasilien, die
sich gegen die Verschwendung öffentlicher
Gelder für die Sportgroßereignisse und die
negativen sozialen und ökologischen Folgen
wenden?
Antwort der Staatssekretärin Anne Ruth Herkes

vom 11. Juli 2013
Die Bundesregierung setzt darauf, im Dialog mit der brasilianischen
Regierung einen Beitrag zur Sicherheit und zum Erfolg der Fußball-
weltmeisterschaft 2014 und weiterer Großereignisse leisten zu kön-
nen.

Im Nachgang zu der Reise des damaligen Bundesministers für Wirt-
schaft und Technologie, Rainer Brüderle, nach Brasilien im April
2010 wurde vom Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie
– BMWi – im darauffolgenden August eine Konferenz unter dem Ti-
tel „Exportinitiative Sportliche Großereignisse“ im BMWi abgehal-
ten. Diese sollte Impulse dafür geben, dass sich die deutsche Wirt-
schaft im Vorfeld sportlicher Großereignisse formiert und ihre Er-
fahrungen aus der Fußball-WM 2006 in Deutschland einbringt.

Unter dem Begriff „WinWin 2014/2016“ bündelt die deutsche Wirt-
schaft ihre Akquisitionsaktivitäten im Vorfeld der FIFA-Fußball-
WM 2014 und der Olympischen Spiele 2016. Diese Initiative wird
durch das Brazil Board des Bundesverbands der Deutschen Industrie
– BDI – koordiniert.

Der Vorsitzende der Initiative ist zugleich Kovorsitzender der
Deutsch-Brasilianischen Gemischten Wirtschaftskommission, die ge-
meinsam jeweils von Regierungs- und Wirtschaftsseite geleitet wird.
In Deutschland sind dies das BMWi und der BDI. Die Kommission
tagt jährlich. Die anstehenden sportlichen Großereignisse in Brasi-
lien und das Angebot der deutschen Wirtschaft, Unterstützung zu
leisten, kommen dabei regelmäßig zur Sprache.

Im Rahmen der „Exportinitiative Sicherheitstechnologien und
-dienstleistungen“ des BMWi wurde im September 2012 eine Ge-
schäftsanbahnungsreise nach Brasilien durchgeführt. Im Juli 2013
wird eine Reise mit deutschen Unternehmen unter Leitung des Par-
lamentarischen Staatssekretärs beim Bundesminister für Wirtschaft
und Technologie, Hans-Joachim Otto, stattfinden. Für Ende Septem-
ber 2013 ist eine Informationsreise von brasilianischen Entscheidern
nach Deutschland und im Oktober 2013 eine weitere Geschäfts-
anbahnungsreise nach Brasilien geplant.

Namentlich wegen der „local content“-Vorgabe wurden die öffent-
lichen Aufträge im Vorfeld der Fußballweltmeisterschaft überwie-
gend an brasilianisch geführte Firmen und Konsortien vergeben.
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Die deutsch-brasilianische Zusammenarbeit für nachhaltige Entwick-
lung verfolgt u. a. das Ziel, die brasilianischen Initiativen zur Vorbe-
reitung und Durchführung der Veranstaltungen zu stärken und so
zur nachhaltigen Entwicklung des Landes beizutragen. Damit kön-
nen mögliche negative soziale und ökologische Folgen abgefedert
werden.
39. Abgeordneter
Hans-Josef

Fell

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Ab welchem Zeitpunkt und auf welcher rechtli-
chen Grundlage will der Bundesminister für
Wirtschaft und Technologie Dr. Philipp
Rösler das Moratorium für den Ausbau der er-
neuerbaren Energien umsetzen, so wie er es
am 6. Juli 2013, in der „Passauer Neue Presse“
angekündigt hat (www.pnp.de/nachrichten/
dpa/856855_Roesler-fordert-Moratorium-bei-
Oekostromfoerderung.html)?
Antwort der Staatssekretärin Anne Ruth Herkes

vom 12. Juli 2013
Die Bundesregierung setzt sich für eine zügige grundlegende Reform
des Erneuerbare-Energien-Gesetzes (EEG) zu Beginn der nächsten
Legislaturperiode ein. Unabhängig davon haben der Bundesumwelt-
und der Bundeswirtschaftsminiser bereits im Frühjahr konkrete Vor-
schläge vorgelegt, um den Anstieg der EEG-Umlage zu dämpfen
und der Überförderung von Anlagen entgegenzuwirken. Hierzu
konnte bislang mit den Ländern keine Einigung erzielt werden.
40. Abgeordnete
Bärbel

Höhn

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Sind die Anträge der Golfclubs GCC Baden,
Seddiner See und St. Leon-Rot nach § 19 Ab-
satz 2 Satz 1 der Stromnetzentgeltverordnung
(StromNEV) von der Bundesnetzagentur ge-
nehmigt worden, und wann werden die rund
300 genehmigten Anträge zu Satz 1 aus dem
Jahr 2012 auf den Seiten der Bundesnetzagen-
tur nachgetragen?
Antwort der Staatssekretärin Anne Ruth Herkes

vom 10. Juli 2013
Nach § 19 Absatz 2 Satz 1 StromNEV ist ein individuelles Netzent-
gelt anzubieten, wenn aufgrund vorliegender oder prognostizierter
Verbrauchsdaten oder aufgrund technischer oder vertraglicher Ge-
gebenheiten offensichtlich ist, dass der Höchstlastbeitrag eines Letzt-
verbrauchers vorhersehbar erheblich von der zeitgleichen Jahres-
höchstlast aller Entnahmen aus dieser Netz- oder Umspannebene ab-
weicht. Das anzubietende individuelle Netzentgelt muss dem beson-
deren Nutzungsverhalten des Netzkunden angemessen Rechnung
tragen. Nach Auskunft der Bundesnetzagentur sind den Golfclubs
GCC Baden und Seddiner See individuelle Netzentgelte genehmigt
worden, weil die genannten Voraussetzungen erfüllt werden. Über
den Antrag des Golfclubs St. Leon-Rot ist noch nicht entschieden
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worden. Der Veröffentlichungstermin für die bisher für 2012 getrof-
fenen Entscheidungen nach § 19 Absatz 2 Satz 1 StromNEV steht
nach Auskunft der Bundesnetzagentur derzeit noch nicht fest.
41. Abgeordneter
Oliver
Krischer

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Welche konkreten Regelungen beinhaltet der
in der „WESTDEUTSCHE ALLGEMEINE“
(WAZ) vom 10. Juli 2013 im Zusammenhang
mit den Kosten zur Beseitigung des Tages-
bruchs an der A 45 im Jahr 2012 erwähnte
Bergschadensverzicht, und wann wurde ein
solcher Bergschadensverzicht mit welchen
Bergbauunternehmen (ggf. bitte Rechtsnach-
folger nennen) abgeschlossen?
Antwort des Staatssekretärs Dr. Bernhard Heitzer
vom 17. Juli 2013
Der in der „WAZ“ vom 10. Juli 2013 erwähnte Bergschadensver-
zicht war bei dem Grunderwerb für den Bau der A 45 im Jahr 1978
zugunsten der Gewerkschaft Gottessegen im Grundbuch als ding-
liche Sicherung eingetragen. Es wäre nach höchstrichterlicher Recht-
sprechung nicht möglich gewesen, den Bergschadensverzicht mit
dem Erwerb des Grundstücks aufzuheben, da eine solche Enteig-
nung zur Ausführung des Autobahnbaus nicht notwendig sei. Aus
diesem Grund musste der Anspruchsverzicht im Falle von Schäden,
die auf den Bergbau zurückzuführen sind, im Rahmen des Grund-
stückserwerbs im Jahr 1978 übernommen werden. Die grundbuchli-
che Sicherung wurde mit dem Erwerb durch eine vertragliche Über-
nahme ersetzt.

Mittlerweile ist der vertragliche Anspruch auf Bergschadensverzicht
an die Rechtsnachfolgerin der Gewerkschaft Gottessegen, die Alte
Haase Bergwerks-Verwaltungs-Gesellschaft mbH, übergegangen.
42. Abgeordneter
Niema

Movassat

(DIE LINKE.)
Welche Unterstützung hat die Bundesregie-
rung bei der Anbahnung der Auslandsinvesti-
tion des Kaffeekonzerns Neumann Gruppe in
Uganda geleistet, und welche Informationen
lagen der Bundesregierung zum Investitions-
vorhaben der Neumann Gruppe zum damali-
gen Zeitpunkt hinsichtlich der Besiedelung des
Landes vor?
Antwort der Staatssekretärin Anne Ruth Herkes

vom 12. Juli 2013
Der Bundesregierung ist das Projekt seit 2001 bekannt. Konkrete In-
formationen über die Besiedelung und die Eigentumsrechte lagen
der Bundesregierung zum damaligen Zeitpunkt nicht vor. Eine Un-
terstützung der Anbahnung der Auslandsinvestition der Neumann
Kaffee Gruppe in Uganda durch die Bundesregierung erfolgte nicht.
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Insbesondere hat die Bundesregierung das Projekt nicht durch eine
Investitionsgarantie abgesichert.
43. Abgeordneter
Paul

Schäfer
(Köln)

(DIE LINKE.)
Wie viele Einzelgenehmigungen für den Ex-
port von Rüstungsgütern der Ausfuhrliste Teil I
Abschnitt A wurden von der Bundesregierung
2012 erteilt (bitte, wenn möglich, für die Grup-
pen der EU-, NATO- und Drittstaaten auf-
schlüsseln)?
Antwort der Staatssekretärin Anne Ruth Herkes

vom 11. Juli 2013
Die Zahl der Einzelgenehmigungen für den Export von Rüstungsgü-
tern der Ausfuhrliste Teil I Abschnitt A aufgeschlüsselt nach EU-,
NATO- und Drittstaaten ist im Rüstungsexportbericht für das Jahr
2012 enthalten. Dieser wird derzeit erstellt.
44. Abgeordneter
Paul

Schäfer

(Köln)

(DIE LINKE.)
Wie viele Einzel- und Sammelausfuhrgenehmi-
gungen für den Export von Dual-Use-Gütern
der Ausfuhrliste Teil I Abschnitt C wurden
von der Bundesregierung 2012 erteilt (bitte,
wenn möglich, für die Gruppen der EU-,
NATO- und Drittstaaten aufschlüsseln)?
Antwort der Staatssekretärin Anne Ruth Herkes
vom 11. Juli 2013
Die Zahl der Einzel- und Sammelausfuhrgenehmigungen für Ausfuh-
ren von Dual-Use-Gütern im Jahr 2012 finden Sie in der Jahresstatis-
tik zu Gütern des Teils I Abschnitt C der Ausfuhrliste, die den Bun-
destagsausschüssen für Wirtschaft und Technologie, Auswärtiges,
Haushalt sowie Menschenrechte und humanitäre Hilfe jährlich über-
mittelt wird. Diese wird derzeit erstellt.
45. Abgeordneter
Carsten

Schneider

(Erfurt)

(SPD)
Wie hat sich nach Kenntnis der Bundesregie-
rung die Investitionsquote der Unternehmen
und die des öffentlichen Sektors in Deutsch-
land seit dem Jahr 2000 jährlich entwickelt?
Antwort des Staatssekretärs Dr. Bernhard Heitzer

vom 16. Juli 2013
In der Abgrenzung der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen
und den entsprechenden statistischen Nachweisen des Statistischen
Bundesamtes wird zwischen der Investitionstätigkeit des staatlichen
Sektors und des nichtstaatlichen Sektors unterschieden. Der nicht-
staatliche Sektor umfasst sowohl Kapitalgesellschaften als auch pri-
vate Haushalte und private Organisationen ohne Erwerbszweck. Ein
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Unternehmenssektor ist im System der Volkswirtschaftlichen Ge-
samtrechnungen (nach dem ESVG 95) zwar nicht vorgesehen. Die
unternehmerische Investitionstätigkeit wird allerdings recht gut abge-
bildet, indem von den Bruttoanlageinvestitionen des nichtstaatlichen
Sektors die privaten Wohnungsbauinvestitionen abgezogen werden.

Investitionsquoten setzen die ausgewiesenen Investitionen in Rela-
tion zu einer Bezugsgröße. Dabei sind je nach Fragestellung grund-
sätzlich unterschiedliche Bezugsgrößen denkbar. In der nachfolgen-
den Tabelle wird die Investitionsquote als prozentualer Anteil der no-
minalen Bruttoanlageinvestitionen des jeweiligen Sektors am nomi-
nalen Bruttoinlandsprodukt Deutschlands gemessen. Es sind sowohl
die gesamtwirtschaftliche Investitionsquote als auch die Investitions-
quoten des staatlichen sowie des nichtstaatlichen Sektors (mit und
ohne private Wohnungsbauinvestitionen) im Zeitraum der Jahre
2000 bis 2012 dargestellt.
46. Abgeordneter
Wolfgang

Tiefensee

(SPD)
Liegen der Bundesregierung vor dem Hinter-
grund, dass seit November 2012 die Reifenher-
steller seitens der EU verpflichtet sind, Werte
zu den Eigenschaften des Reifens – Rollwider-
stand, Nassgriff, Lautstärke – auszuweisen, Er-
kenntnisse vor, dass die angegebenen Werte
bei einigen Herstellern nicht europäischer Her-
kunft nicht mit der tatsächlichen Beschaffen-
heit des Reifens übereinstimmen, und wie wird
ein fairer Wettbewerb im Sinne von Herstel-
lern und Verbrauchern sichergestellt, bzw. wel-
che Möglichkeiten der Verbesserung der prak-
tischen Marktüberwachung gibt es?
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Bernhard Heitzer

vom 18. Juli 2013
Die europäischen Vorgaben für die Kennzeichnung von Reifen in
Bezug auf Kraftstoffeffizienz und andere wesentliche Parameter wur-
den mit dem Energieverbrauchskennzeichnungsgesetz (EnVKG) in
deutsches Recht umgesetzt. Das EnVKG ist am 10. Mai 2012 in
Kraft getreten und regelt u. a. auch die Marktüberwachung für das
Labeln der Reifen nach der Verordnung Nr. 1222/2009 des Europä-
ischen Parlaments und des Rates.

Zur EU-weiten Umsetzung hat die EU-Kommission für die Verord-
nung Nr. 1222/2009 eine eigenständige Arbeitsgruppe der Marktauf-
sichtsbehörden eingerichtet. In dieser Arbeitsgruppe sollen alle anste-
henden Fragen zur Marktüberwachung angesprochen und beraten
werden.

In Deutschland obliegt die Durchführung der Marktüberwachung
grundsätzlich den zuständigen Länderbehörden. Daher wurde im
Rahmen des EnVKG ein Bund-Länder-Ausschuss zur Koordinie-
rung der Marktüberwachung durch die zuständigen Marktüberwa-
chungsbehörden der Länder eingesetzt, der zweimal jährlich tagt
und alle anstehenden Fragen der Marktaufsicht berät.

Die zuständigen Behörden kontrollieren anhand angemessener Stich-
proben auf geeignete Art und Weise und in angemessenem Umfang
die Merkmale der Reifen durch Überprüfung der Unterlagen. Auf
diese Weise wird ganz konkret neben der ordnungsgemäßen Verwen-
dung des Reifenlabels geprüft, ob die Angaben auf dem Label den
tatsächlichen Eigenschaften des gekennzeichneten Reifens entspre-
chen.

Aufgrund der bisherigen Stichprobenkontrollen waren keine weite-
ren physischen oder Laborprüfungen notwendig.
Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Arbeit
und Soziales
47. Abgeordnete
Dr. Lukrezia

Jochimsen

(DIE LINKE.)
Welche Gründe haben die Bundesregierung
bewogen, auf die Verpflichtung der Rentenver-
sicherung zur Prüfung der Künstlersozialabga-
bepflicht im Rahmen der regelmäßigen Be-
triebsprüfungen zu verzichten, und welche ver-
bindlichen Verabredungen zur Prüfung der
Künstlersozialabgabe hat die Bundesregierung
mit der Deutschen Rentenversicherung statt-
dessen getroffen?
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Antwort des Staatssekretärs Gerd Hoofe

vom 11. Juli 2013
Nach geltender Rechtslage ist die Deutsche Rentenversicherung ver-
pflichtet, alle Arbeitgeber alle vier Jahre im Rahmen der Arbeitge-
berprüfung nach § 28p Absatz 1 des Vierten Buches Sozialgesetz-
buch auch im Hinblick auf die Künstlersozialabgabe zu prüfen. Ent-
sprechende aufsichtsrechtliche Verpflichtungsbescheide hat das Bun-
desversicherungsamt gegen die Deutsche Rentenversicherung Bund
und die Deutsche Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See erlas-
sen. Gegen die Bescheide sind Klageverfahren anhängig. Die Bun-
desregierung hat keine anderslautende Verabredung zur Prüfung der
Künstlersozialabgabe mit der Deutschen Rentenversicherung getrof-
fen.
48. Abgeordnete
Dr. Lukrezia

Jochimsen

(DIE LINKE.)
Welche Aktivitäten plant die Bundesregierung
zur Stabilisierung des Künstlersozialabgabesat-
zes und Sicherstellung der Finanzierung, und
wie ist sichergestellt, dass die Künstlersozialab-
gabe 30 Prozent des Finanzbedarfs der Künst-
lersozialkasse (KSK) deckt, wenn der Abgabe-
satz tatsächlich nicht auf dieser Grundlage be-
rechnet wird, sondern, wie die Stellungnahme
der KSK zur öffentlichen Anhörung von Sach-
verständigen beim Ausschuss für Arbeit und
Soziales des Deutschen Bundestages in Berlin
am 22. April 2013 erläutert (Ausschussdruck-
sache 17(11)1145, S. 29), auf der Grundlage
der Differenz, die sich zwischen dem Finanz-
bedarf und der Summe von Versichertenbeiträ-
gen und Bundeszuschuss ergibt?
Antwort des Staatssekretärs Gerd Hoofe

vom 11. Juli 2013
Die Bundesregierung prüft derzeit, welche Maßnahmen erforderlich
sind, um den Abgabesatz für die kommenden Jahre zu stabilisieren.
Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales (BMAS) wird den
Künstlersozialabgabesatz für das Jahr 2014 entsprechend den ge-
setzlichen Vorgaben festsetzen. Dadurch wird die Finanzierung der
Künstlersozialversicherung sichergestellt. Der Anteil der Künstler-
sozialabgabe an der Finanzierung der Ausgaben der Künstlersozial-
kasse beträgt in etwa 30 Prozent.

Gemäß § 26 Absatz 1 des Künstlersozialversicherungsgesetzes ist der
Abgabesatz so festzulegen, dass das Aufkommen aus der Künstler-
sozialabgabe zusammen mit den Beiträgen der Versicherten und
dem Bundeszuschuss ausreicht, um den erwarteten Bedarf der
Künstlersozialkasse für das kommende Kalenderjahr zu decken.
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49. Abgeordnete
Dr. Lukrezia

Jochimsen

(DIE LINKE.)
Wie hoch war in den letzten zehn Jahren die
von den Abgabepflichtigen (inkl. Ausgleichs-
vereinigungen) gemeldete Gesamtentgeltsum-
me und die Gesamtsumme der von den Versi-
cherten gemeldeten Einkommen (bitte jeweils
jährliche Angaben machen)?
Antwort des Staatssekretärs Gerd Hoofe

vom 11. Juli 2013
Die Daten ergeben sich aus der folgenden Tabelle:
kommen
en
usgewertet)

1.516.099.000
1.610.060.000
1.713.258.000
1.814.034.000
1.977.529.000
2.153.797.000
2.226.886.000
2.351.114.257
2.524.419.892
2.619.375.802
Jahr

gemeldete Honorarsummen,
inkl. Ausgleichsvereinigungen

(Stand: 02.07.2013)
in Euro

gemeldete Schätzein
der Versichert

(jeweils im Folgejahr a
in Euro

2003 3.274.807.583
2004 3.572.564.015
2005 3.883.662.525
2006 4.275.486.276
2007 4.634.020.118
2008 4.888.124.574
2009 4.632.552.641
2010 4.724.513.644
2011 4.849.663.652
2012 4.772.307.279

Quelle: Künstlersozialkasse
50. Abgeordnete
Dr. Lukrezia

Jochimsen
(DIE LINKE.)
Zu welchem Anteil wurde der Finanzbedarf der
Künstlersozialkasse in den letzten zehn Jahren
jeweils durch die Versichertenbeiträge, den
Bundeszuschuss und die Künstlersozialabgabe
gedeckt (bitte jeweils jährliche Angaben ma-
chen)?



Deutscher Bundestag – 17. Wahlperiode Drucksache 17/14397– 33 –
Antwort des Staatssekretärs Gerd Hoofe

vom 11. Juli 2013
Die Daten ergeben sich aus der folgenden Tabelle:
e

ozialabgabe
30,6%
30,6%
30,1%
29,7%
29,6%
29,6%
29,9%
30,4%
30,4%
29,9%
Jahr
Finanzierungsanteil der Ausgaben der Künstlersozialkass

(Verteilung nach Rechnungsergebnissen)

Beiträge Bundeszuschuss Künstlers
2003 49,6%

49,6%
19,8%
19,8%2004

2005 50,4% 19,5%
2006 51,0% 19,3%

19,3%2007 51,1%
51,1% 19,3%2008

2009 50,6% 19,5%
19,5%2010 50,1%

50,1% 19,5%2011
19,5%2012 50,6%

Quelle: Künstlersozialkasse
51. Abgeordnete
Katja

Kipping

(DIE LINKE.)
Stehen für das Jahr 2012 die Jahresangaben
über Widersprüche und Klagen im Bereich
des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch (Einrei-
chung, Abschluss, Gründe der Widersprüche
und Klagen, Anzahl der ganz oder teilweise zu
Gunsten der Widersprechenden bzw. der Kla-
genden entschiedenen Widersprüche und Kla-
gen, insbesondere im Bereich der Sanktionen;
vgl. die Antwort der Bundesregierung auf die
Kleine Anfrage der Fraktion DIE LINKE. auf
Bundestagsdrucksache 17/14032) zur Verfü-
gung (bitte die entsprechenden Jahresangaben
aufführen), und wenn nicht, wann stehen diese
zur Verfügung?
Antwort des Staatssekretärs Gerd Hoofe

vom 16. Juli 2013
Im Rahmen der amtlichen Statistik der Bundesagentur für Arbeit
(BA) zu Widersprüchen und Klagen aller Jobcenter können keine
Jahresangaben für das Jahr 2012 zur Verfügung gestellt werden,
denn die Berichterstattung zu diesem Themenblock konnte aufgrund
einer Anpassung des Datenstandards X Sozial BA-SGB II erst im
Herbst 2012 aufgenommen werden. Im Übrigen wird auf die Vor-
bemerkung der Bundesregierung in ihrer Antwort auf die Kleine
Anfrage der Fraktion DIE LINKE. auf Bundestagsdrucksache
17/14032 verwiesen.
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Für die gemeinsamen Einrichtungen werden die Auswertungen inter-
ner Controlling-Daten der BA zu Widersprüchen und Klagen für das
Jahr 2012 voraussichtlich im August 2013 vorliegen, vgl. auch hier
die Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der Frak-
tion DIE LINKE. auf Bundestagsdrucksache 17/14032.

Daneben veröffentlicht das Statistische Bundesamt auf der Seite
www.destatis.de Statistiken zur Sozialgerichtsbarkeit „Sozialgerichte
– Fachserie 10 – Reihe 2.7“, u. a. zu der Anzahl der Klagen aus dem
Bereich des SGB II, zu den Erledigungsarten und zum Ausgang der
Verfahren. Derzeit stehen Daten des Statistischen Bundesamtes für
das Jahr 2012 noch nicht zur Verfügung. In der Vergangenheit ist
die Statistik des Vorjahres in der Regel im August des Folgejahres
veröffentlicht worden.
52. Abgeordnete
Katrin

Kunert

(DIE LINKE.)
Nach welchen Kriterien hat das BMAS die zu-
sätzlichen Mittel in Höhe von 20 Mio. Euro
für Leistungen zur Eingliederung in Arbeit auf
die vom Hochwasser besonders betroffenen
Jobcenter verteilt?
Antwort des Staatssekretärs Gerd Hoofe

vom 17. Juli 2013
Das BMAS hat zusätzliche Eingliederungsmittel in Höhe von 20 Mio.
Euro vom Hochwasser im Mai und Juni 2013 besonders betroffenen
Jobcentern zur Verfügung gestellt. Berücksichtigt wurden dabei aus-
schließlich Jobcenter mit Sitz in Kreisen und kreisfreien Städten, in
denen nach Mitteilung des Bundesministeriums des Innern bis zum
17. Juni 2013 Katastrophenalarm aufgrund des Hochwassers aus-
gelöst wurde. Die Anteile an den zusätzlichen Mitteln, die auf die
einzelnen Jobcenter entfallen, ergeben sich dabei auf Basis der Zahl
der erwerbsfähigen Leistungsberechtigten, die im Rahmen der Ein-
gliederungsmittel-Verordnung 2013 als Datengrundlage herangezo-
gen werden (durchschnittlicher Bestand im Zeitraum Juli 2012 bis
Juni 2013).
53. Abgeordnete
Katrin

Kunert

(DIE LINKE.)
Inwieweit hält die Bundesregierung das Krite-
rium „Ausrufen des Katastrophenalarms“ für
die Verteilung von zusätzlichen Mitteln in Hö-
he von 20 Mio. Euro für Leistungen zur Ein-
gliederung in Arbeit auf die vom Hochwasser
besonders betroffenen Jobcenter für tauglich,
wenn davon Landkreise profitieren, die in nur
sehr geringem Maße Hochwasserschäden zu
verzeichnen haben, und warum wurde nicht
das Kriterium „durch das Hochwasser verur-
sachte Schäden“ der Verteilung der Mittel zu-
grunde gelegt?
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Antwort des Staatssekretärs Gerd Hoofe

vom 17. Juli 2013
Die zusätzlichen Eingliederungsmittel sollten den betroffenen Job-
centern kurzfristig zur Verfügung gestellt werden. Daher musste im
Rahmen der Ersten Verordnung zur Änderung der Eingliederungs-
mittel-Verordnung 2013 auch auf kurzfristig verfügbare Daten zu-
rückgegriffen werden. Vor diesem Hintergrund stellte die Auslösung
von Katastrophenalarm aus Sicht des BMAS ein hinreichend geeig-
netes Kriterium dar, bei dem davon ausgegangen werden konnte,
dass die entsprechenden Kreise und kreisfreien Städte in besonderer
Weise vom Hochwasser betroffen waren und in den Folgewirkungen
betroffen sind.

Die Ermittlung der Anteile auf der Grundlage der Zahl der erwerbs-
fähigen Leistungsberechtigten, die im Bereich der Jobcenter in den
betreffenden Kreisen bzw. kreisfreien Städten betreut werden, deckt
sich mit der Verordnungsermächtigung des § 46 Absatz 2 Satz 2
SGB II und ist nicht zuletzt deshalb angemessen, da ausschließlich
erwerbsfähige Leistungsberechtigte Leistungen zur Eingliederung in
Arbeit in Anspruch nehmen können.
54. Abgeordnete
Brigitte
Pothmer

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Mit welcher Absicht wurde die Gewichtung
des Integrationsgrads Job-to-Job im Gesamtin-
dex der Zielsteuerung bei der BA 2012 noch-
mals erhöht, obwohl bereits der 2011 gestiege-
ne Zielwert von den Arbeitsagenturen verfehlt
wurde, und wie würden sich die Zielerreichung
im Bereich Job-to-Job und die Vermittlungs-
quote in den Jahren 2011 und 2012 jeweils
darstellen, wenn sämtliche durch vom Bundes-
rechnungshof beanstandeten Methoden zur
Senkung bzw. Steigerung der Nennergröße
sowie der Integrationszahlen erzielten Ergeb-
nisse bei der Ermittlung der Integrationsquote
Job-to-Job-Vermittlung und der Vermittlungs-
quote nicht berücksichtigt würden (vgl. Bun-
desrechnungshof, Mitteilung an die BA über
die Prüfung der Zielerreichung in den strategi-
schen Geschäftsfeldern I und Va, Bonn, 7. No-
vember 2012)?
Antwort des Staatssekretärs Gerd Hoofe

vom 12. Juli 2013
Zur Vermeidung von Arbeitslosigkeit besteht seit dem Jahr 2003
nach dem Dritten Buch Sozialgesetzbuch die Pflicht zur frühzeitigen
Arbeitsuchendmeldung bei Beendigung von Ausbildungs- und Ar-
beitsverhältnissen. Im Jahr 2008 hat die BA den Indikator „Integra-
tionsgrad Job-to-Job“ in ihr Zielsystem aufgenommen, um den In-
tegrationserfolg bei Personen messen zu können, die nahtlos nach
einer Kündigung die Beschäftigung wechseln. Damit wurde im Ziel-
system ein Schwerpunkt auf die Präventionsarbeit gesetzt, um den
Eintritt von Arbeitslosigkeit zu vermeiden.
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Der Gesamtindex gewichtet die einzelnen Aufgabenbereiche bzw.
Geschäftsfelder einer Agentur für Arbeit; der Bereich „Integration
von Leistungsbeziehern Arbeitslosengeld I/Nichtleistungsbeziehern“
hat dabei einen Anteil von 70 Prozent. Der Indikator „Integrations-
grad Job-to-Job“ bildete innerhalb dieses Anteils das Ziel „Vermei-
dung von Arbeitslosigkeit“ ab. In den Jahren 2011 und 2012 wurde
dessen Gewichtung im Zielsystem erhöht (von 11 Prozent im Jahr
2010 über 16 Prozent im Jahr 2011 auf 20 Prozent im Jahr 2012).
Damit setzte die BA das geschäftspolitische Signal, die sich positiv
entwickelnden Beschäftigungschancen zu nutzen, um von Arbeitslo-
sigkeit bedrohte Menschen wieder in eine Anschlussbeschäftigung zu
bringen. Aufgrund des weiterhin stabilen, aber weniger ausgeprägten
Beschäftigungswachstums wurde für das Jahr 2013 die Gewichtung
des Indikators wieder auf 17 Prozent angepasst. Die BA hat ab dem
Jahr 2013 den Zielindikator „Integrationsquote Job-to-Job“ durch
den Indikator „Vermeidungsquote“ abgelöst. Danach wird jetzt ge-
samthaft gemessen, in welchem Maß der Übertritt in Arbeitslosigkeit
vermieden werden kann.

Inwieweit sich in den Jahren 2011 und 2012 Änderungen bei den
Zielindikatoren „Integrationsquote Job-to-Job“ und „Integrations-
grad gesamt“ ergeben hätten, wenn die vom Bundesrechnungshof
(BRH) beanstandeten Punkte nicht berücksichtigt werden, lässt sich
nach Prüfung der BA nicht berechnen. Nach Auffassung der BA wir-
ken sich die Feststellungen des BRH nur teilweise oder bedingt posi-
tiv auf die Ergebnisse einzelner Agenturen für Arbeit aus. Auf Ebene
der Regionaldirektionen bzw. auf Bundesebene wäre eine Verände-
rung der Zielerreichungsniveaus nicht mehr erkennbar.
55. Abgeordneter
Dr. Ilja

Seifert

(DIE LINKE.)
Welche Maßnahmen und Aktivitäten aus dem
Nationalen Aktionsplan der Bundesregierung
zur Umsetzung der UN-Behindertenrechtskon-
vention sind im Entwurf des Bundeshaushaltes
2014 enthalten (bitte jeweils Bundesministe-
rium, Maßnahme, Titel und geplante Summe
nennen)?
Antwort des Staatssekretärs Gerd Hoofe

vom 17. Juli 2013
Die Bundesregierung verfolgt grundsätzlich eine Politik, die die Be-
lange von behinderten Menschen in allen Politikfeldern berücksich-
tigt, um so die Gleichstellung auf allen gesellschaftlichen Ebenen
durchzusetzen. Daher sind in vielen Haushaltstiteln des Bundes die
Belange behinderter Menschen und die Maßnahmen des Nationalen
Aktionsplans berücksichtigt. Diese sind in aller Regel allerdings nicht
explizit im Haushalt abgebildet und können daher nicht aufgeschlüs-
selt werden. Darüber hinaus gibt es auch Maßnahmen und Projekte
im Nationalen Aktionsplan (beispielsweise Überprüfungen von Ge-
setzen und Verordnungen), die ohne Haushaltsmittel durchgeführt
werden können.

Für die Umsetzung von einzelnen Maßnahmen und die Steuerung
des Nationalen Aktionsplans der Bundesregierung zur Umsetzung
der UN-Behindertenrechtskonvention sowie für die Förderung des
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Deutschen Instituts für Menschenrechte als unabhängige Stelle nach
Artikel 33 Absatz 2 der UN-Behindertenrechtskonvention sind fol-
gende Mittel im Bundeshaushalt 2014 veranschlagt:
56. Abgeordneter
Dr. Ilja

Seifert

(DIE LINKE.)
Welche Maßnahmen und Aktivitäten sind auf
dem Gebiet der Behindertenpolitik darüber hi-
naus im Entwurf des Bundeshaushaltes 2014
enthalten (bitte jeweils Bundesministerium,
Maßnahme, Titel und geplante Summe nen-
nen)?
Antwort des Staatssekretärs Gerd Hoofe

vom 17. Juli 2013
In vielen der von der Bundesregierung finanzierten bzw. geförderten
Einrichtungen und Projekte finden selbstverständlich Aktivitäten zur
Verbesserung der Inklusion behinderter Menschen statt (z. B. bei
Sanierungsmaßnahmen ein zunehmend barrierefreier Zugang durch
den Bau von Aufzügen, Rampen oder der Erstellung von barriere-
freien Webseiten). Auch diese sind in der Regel allerdings nicht ex-
plizit im Haushalt abgebildet und können daher auch nicht aufge-
schlüsselt werden.

Eine erfolgreiche Politik für Menschen mit Behinderungen (oder
einer drohenden Behinderung) kann nicht ausschließlich finanziell
gemessen werden, aber sie basiert auch auf finanziellen Eckdaten. So
wurden im Jahr 2011 (aktuellere Zahlen liegen noch nicht vor) rund
50 Mrd. Euro allein für die Leistungen zur Rehabilitation, Teilhabe
und Pflege eingesetzt.

Aus aktuellem Anlass ist auf dem Gebiet der Behindertenpolitik das
Dritte Gesetz zur Änderung des Conterganstiftungsgesetzes vom
26. Juni 2013 hervorzuheben, mit dem die Leistungen der Stiftung
signifikant angehoben werden. Der Ansatz bei Kapital 17 01 Ti-
tel 685 01 des Bundeshaushaltes „Zuweisung an die Conterganstif-
tung für behinderte Menschen“ ist im Regierungsentwurf des Bun-
deshaushaltes 2014 dementsprechend um 120 Mio. Euro auf
155,309 Mio. Euro erhöht worden.
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Ernährung,
Landwirtschaft und Verbraucherschutz
57. Abgeordneter
Harald

Ebner
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Mit welcher Begründung hat sich die Bundes-
regierung bei der Abstimmung über die Zulas-
sung des Pollens der gentechnisch veränderten
Maislinie MON 810 für den Import als Le-
bensmittel im Ständigen Ausschuss für die Le-
bensmittelkette und Tiergesundheit am 10. Ju-
ni 2013 in Brüssel der Stimme enthalten statt
mit Nein zu stimmen, während gleichzeitig auf-
grund ökologischer Risiken seit 2009 ein Ver-
bot des Anbaus von MON 810 in Deutschland
besteht, und in welcher Weise wird sich die
Bundesregierung dafür einsetzen, dass nach
der im Anschluss an die Abstimmung im Beru-
fungsausschuss am 11. Juli 2013 bevorstehen-
den Zulassung durch die Europäische Kom-
mission eine Kennzeichnung von Honigen er-
folgt, die mit MON-810-Pollen verunreinigt
sind, so dass die Wahlfreiheit für die Verbrau-
cherinnen und Verbraucher erhalten bleibt?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Gerd Müller

vom 12. Juli 2013
Wie auch bei der Abstimmung im Ständigen Ausschuss für die Le-
bensmittelkette und Tiergesundheit (StALuT) am 10. Juni 2013 ist
die Bundesregierung in ihrer Bewertung des zur Abstimmung ange-
kündigten Kommissionsvorschlags zur Zulassung von MON-810-
Pollen zu dem Ergebnis gekommen, sich in der Sitzung des Beru-
fungsausschusses am 11. Juli 2013 zu dem vorgelegten Entschei-
dungsvorschlag der Kommission der Stimme zu enthalten.

Bereits in den Verhandlungen zum Richtlinienvorschlag der EU-
Kommission zur Änderung der Richtlinie 2001/110/EG des Rates
über Honig hatte die EU-Kommission ausgeführt, dass die Klarstel-
lung, dass Pollen ein natürlicher Bestandteil und nicht eine Zutat von
Honig ist, der Anwendbarkeit der Verordnung (EG) Nr. 1829/2003
auf gentechnisch veränderte Pollen im Honig nicht entgegensteht
und insbesondere nicht die Schlussfolgerung des Europäischen Ge-
richtshofs beeinträchtigt wird, dass gentechnisch veränderte Pollen
enthaltender Honig nur in Verkehr gebracht werden darf, wenn eine
Zulassung gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1829/2003 vorliegt. Der
Kommissionsvorschlag würde die in allen EU-Mitgliedstaaten ange-
wandte Praxis, wonach gentechnisch veränderter Pollen in Honig
nicht gekennzeichnet wird, fortschreiben.

Bei der Erörterung des Vorschlags in Brüssel wurde auch deutlich,
dass es keine zuverlässige und gerichtsfeste Analysemethode gibt,
um den Anteil des gentechnisch veränderten Pollens am Gesamtpol-
len des Honigs zu ermitteln. Zudem wurde bei den Verhandlungen
angeführt, dass auch bei den ökologischen Lebensmitteln und den
nationalen Ohne-Gentechnik-Kennzeichnungen, die es in einigen
Mitgliedstaaten gebe, minimale Spuren von in der EU als Lebensmit-
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tel zugelassenen gentechnisch veränderten Bestandteilen toleriert
würden, wobei deren Anteil zum Teil deutlich höher liegt als ein
möglicher Anteil von gentechnisch verändertem Pollen in Honig, oh-
ne dass dies für die Verbraucherinnen und Verbraucher durch eine
Kennzeichnung sichtbar gemacht würde.
58. Abgeordneter
Harald

Ebner

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Wie berücksichtigt die Bundesregierung bei
der Festlegung ihres Abstimmungsverhaltens
im Berufungsausschuss am 11. Juli 2013 in
Brüssel zur anstehenden Zulassung für den Im-
port als Futter- und Lebensmittel von zehn
mehrfach gentechnisch veränderten Maisli-
nien, darunter die achtfach gentechnisch ver-
änderte, aber als solche kaum untersuchte Li-
nie SmartStax, die Ergebnisse der Fütte-
rungsstudie von Carman et al. (2013) an
Schweinen, welche u. a. deutlich mehr Fälle
von schweren Magenschleimhautentzündun-
gen bei mit mehrfach gentechnisch veränder-
tem Mais und Soja gefütterten Tieren feststell-
te, und welche Schlussfolgerungen zieht die
Bundesregierung aus der Carman-Studie für
die Konzeption und Umsetzung künftiger Füt-
terungsstudien zur Risikobewertung von gen-
technisch veränderten Organismen (GVO)?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Gerd Müller

vom 12. Juli 2013
Auch bei der Abstimmung der Position zu den vorgelegten Entschei-
dungsvorschlägen der EU-Kommission zur Zulassung der Maislinien
ist die Bundesregierung, wie auch schon bei der Abstimmung im
StALuT am 10. Juni 2013, in ihrer Bewertung zu dem Ergebnis ge-
kommen, sich in der Sitzung des Berufungsausschusses am 11. Juli
2013 der Stimme zu enthalten.

Laut ersten Stellungnahmen anerkannter deutscher wissenschaftli-
cher Einrichtungen weist die von Carman et al. veröffentlichte Füt-
terungsstudie mit Schweinen gravierende Mängel auf, u. a. in Bezug
auf die wissenschaftlichen Qualitätskriterien zum Versuchsdesign
und bei der Durchführung von toxikologischen Studien. Mögliche
Effekte könnten nicht eindeutig einer bestimmten Ursache (z. B. der
GVO-Fütterung) zugeordnet werden.

Die Studie erscheine demnach nicht geeignet, die Risikobewertung,
welche alle beteiligten GVO durchlaufen haben, in Frage zu stellen.

Mit der am 3. April 2013 veröffentlichten Durchführungsverordnung
(EU) Nr. 503/2013 der Kommission zur Bewertung von GVO-Zu-
lassungsanträgen bezüglich der Risiken im Futter- und Lebensmittel-
bereich wird darüber hinaus gegenüber den bisher geltenden Leit-
linien der Europäischen Behörde für Lebensmittelsicherheit Rechts-
klarheit und -sicherheit geschaffen.
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59. Abgeordnete
Bärbel

Höhn

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Wie haben sich der Inlandsabsatz bzw. der Ex-
port an Pestiziden in den Jahren 2009, 2010,
2011 und 2012 entwickelt (getrennt nach den
vier Hauptwirkstoffgruppen), und was sind aus
Sicht der Bundesregierung die Gründe für die
genannten Entwicklungen?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Peter Bleser

vom 12. Juli 2013
Der Inlandsabsatz und die Ausfuhr von Wirkstoffen in Pflanzen-
schutzmitteln von 2009 bis 2011 sind in den aufgeführten Tabellen
zusammengestellt. Die Werte basieren auf den Meldungen nach § 64
des Pflanzenschutzgesetzes. Sie sind für die Jahre 2003 bis 2011
im Statistischen Jahrbuch für Ernährung, Landwirtschaft und Fors-
ten veröffentlicht (http://berichte.bmelv-statistik.de/SJT-3060710-
0000.pdf) sowie im Internet auf der Homepage des Bundesamtes für
Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit (BVL) einsehbar.

Für das Jahr 2012 ist die Auswertung der Meldungen noch nicht ab-
geschlossen, die Zahlen werden voraussichtlich Ende Juli 2013 auf
der Homepage des BVL veröffentlicht und anschließend wieder im
Statistischen Jahrbuch veröffentlicht.

Bezüglich der Ausfuhr ist zu beachten, dass nur die Mengen fertig
formulierter Pflanzenschutzmittel und der darin enthaltenen Wirk-
stoffe meldepflichtig sind. Die Ausfuhren von technischen Wirkstof-
fen werden nicht erfasst.

Der Inlandsabsatz und die Ausfuhr unterliegen jährlichen Schwan-
kungen, die von verschiedensten Faktoren beeinflusst sein können
(z. B. Witterung, allgemeine wirtschaftliche Lage, Auf- oder Abbau
von Lagerbeständen an Pflanzenschutzmitteln etc.). Somit lassen
sich aus den Daten von drei oder vier Jahren noch keine allgemein-
gültigen Schlüsse ziehen. Längerfristige Trends und mögliche Ur-
sachen hat Prof. Dr. Volkmar Gutsche (2012) analysiert: Manage-
mentstrategien des Pflanzenschutzes der Zukunft im Focus von Um-
weltverträglichkeit und Effizienz, Journal für Kulturpflanzen 64 (9),
S. 325 bis 341 (www.ulmer.de).
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60. Abgeordnete
Undine

Kurth

(Quedlinburg)

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Welche Methoden sind nach Auffassung der
Bundesregierung zur Regulierung von Tauben-
populationen an Bundesbauten geeignet, und
in welchem Umfang werden diese angewen-
det?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Peter Bleser

vom 16. Juli 2013
Maßnahmen zur Regulierung von Taubenpopulationen werden in
der Regel dann erforderlich, wenn durch große Taubenbestände Ge-
fahren für die Gesundheit von Menschen und Schädigungen an Bau-
werken entstehen. Bei der Durchführung dieser Maßnahmen müssen
die Vorschriften des Tierschutzgesetzes beachtet werden. So ist es
nach § 13 Absatz 1 des Tierschutzgesetzes verboten, zum Fangen,
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Fernhalten oder Verscheuchen von Wirbeltieren Vorrichtungen oder
Stoffe anzuwenden, wenn damit die Gefahr vermeidbarer Schmer-
zen, Leiden oder Schäden für das Tier verbunden ist. Vorschriften
des Jagdrechts, des Naturschutzrechts, des Pflanzenschutzrechts und
des Seuchenrechts bleiben unberührt. Bei Tötungsmaßnahmen ist § 4
des Tierschutzgesetzes zu beachten, wonach einem Tier bei der Tö-
tung nicht mehr als unvermeidbare Schmerzen entstehen dürfen und
die Tötung nur von einer Person vorgenommen werden darf, die die
dazu notwendigen Kenntnisse und Fähigkeiten hat.

Nach § 15 Absatz 1 Satz 1 des Tierschutzgesetzes obliegt die Durch-
führung des Tierschutzgesetzes den nach Landesrecht zuständigen
Behörden. Sie haben im konkreten Einzelfall zu prüfen, ob die Instal-
lation bestimmter Taubenabwehrsysteme zu vermeidbaren Schmer-
zen, Leiden oder Schäden für die Tauben führt. Über Art und Um-
fang der Maßnahmen zur Taubenregulierung speziell an Bundesbau-
ten liegen der Bundesregierung keine Informationen vor.
61. Abgeordnete
Undine

Kurth

(Quedlinburg)

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Wie hat sich die Anzahl sog. betreuter Tauben-
verschläge (zur Eientnahme ansässiger Tau-
benpopulationen) an Bundesbauten – insbe-
sondere an Bahnhöfen – in den letzten fünf
Jahren entwickelt, und welche Förderinstru-
mente stehen für die Umrüstung oder Aufstel-
lung von betreuten Taubenverschlägen zur
Verfügung?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Peter Bleser

vom 16. Juli 2013
Bundesmittel zur Förderung der Umrüstung oder Aufstellung von
betreuten Taubenschlägen stehen nicht zur Verfügung. Im Übrigen
wird auf die Antwort zu Frage 60 verwiesen.
62. Abgeordnete
Undine

Kurth

(Quedlinburg)

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Wer trägt nach Kenntnis der Bundesregierung
die Verantwortung dafür, dass das am 13. De-
zember 2012 vom Deutschen Bundestag be-
schlossene Dritte Gesetz zur Änderung des
Tierschutzgesetzes noch immer nicht in Kraft
gesetzt ist, und wann ist nach Kenntnis der
Bundesregierung endlich mit einer Veröffentli-
chung im Bundesgesetzblatt zu rechnen?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Peter Bleser

vom 16. Juli 2013
Das Dritte Gesetz zur Änderung des Tierschutzgesetzes wurde vom
Bundesrat in seiner Sitzung am 1. Februar 2013 abschließend bera-
ten; es wurde kein Einspruch gegen das Gesetz eingelegt. Anschlie-
ßend erfolgte eine formlose Berichtigung von offenbaren Unrichtig-
keiten, für die nach § 61 Absatz 1 der Gemeinsamen Geschäftsord-
nung der Bundesministerien die Zustimmung des Präsidenten des
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Deutschen Bundestages sowie des Präsidenten des Bundesrates ein-
zuholen war. Das Gesetz ist am 12. Juli 2013 verkündet worden.
63. Abgeordneter
Alexander

Süßmair
(DIE LINKE.)
Wie gedenkt die Bundesregierung, nachdem
der Deutsche Bundestag den Antrag der Frak-
tion DIE LINKE. „Bundeseinheitliche Chip-
und Registrierungspflicht für Welpen einfüh-
ren“, Bundestagsdrucksache 17/13934, mehr-
heitlich abgelehnt hat, gegen den steuer-, ge-
sundheits- und tierschutzpolitisch relevanten il-
legalen Welpenhandel vorzugehen?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Peter Bleser

vom 12. Juli 2013
Der gewerbsmäßige Handel mit Wirbeltieren unterliegt rechtlichen
Beschränkungen. Jeder, der in Deutschland gewerbsmäßig mit Wir-
beltieren handeln will, bedarf dafür einer Erlaubnis nach § 11 des
Tierschutzgesetzes. Die Erlaubnis wird durch die zuständige Behörde
erteilt, wenn die im Tierschutzgesetz geforderten Voraussetzungen
erfüllt sind. Darüber hinaus sind für den Transport von Tieren inner-
halb der Gemeinschaft, sofern dieser in Verbindung mit einer wirt-
schaftlichen Tätigkeit erfolgt, die Vorschriften der Verordnung (EG)
Nr. 1/2005 über den Schutz von Tieren beim Transport anzuwenden.
Diese Schutzvorschriften gelten auch für Transporte aus Drittlän-
dern ab dem Eintritt in das Hoheitsgebiet der Europäischen Union.
Daneben sind unter anderem beim Handel mit Hunden und Katzen
tierseuchenrechtliche Anforderungen zu beachten.

Mit dem Dritten Gesetz zur Änderung des Tierschutzgesetzes, das in
Kürze in Kraft treten wird, wird zukünftig zudem das Verbringen
und Einführen von Wirbeltieren, die nicht Nutztiere sind, zum Zwe-
cke der Abgabe gegen Entgelt oder eine sonstige Gegenleistung nach
Deutschland sowie die entgeltliche Vermittlung der Abgabe solcher
Tiere, die nach Deutschland verbracht oder eingeführt werden sollen
oder worden sind, erlaubnispflichtig sein. Unter anderem sollen da-
durch Verstöße gegen tierschutzrechtliche Bestimmungen im Zusam-
menhang mit dem Handel mit Wirbeltieren von den nach Landes-
recht zuständigen Behörden leichter festgestellt und geahndet wer-
den können.

Um dem illegalen Welpenhandel entgegenzuwirken, kommt zudem
der Aufklärung der potentiellen Käufer von Hundewelpen eine be-
sondere Bedeutung zu. Daher findet sich auf der Internetseite des
Bundesministeriums für Ernährung, Landwirtschaft und Verbrau-
cherschutz ein ausführlicher Informationstext über den illegalen
Handel mit Hunde- und Katzenwelpen. Hier sind insbesondere Indi-
zien bzw. Hinweise aufgelistet, die im Fall des illegalen Handels mit
Wahrscheinlichkeit auftreten.
64. Abgeordneter
Alexander

Süßmair

(DIE LINKE.)
Wie viele Anzeigen, Verurteilungen und Frei-
sprüche wegen sexuellen Handlungen an bzw.
mit Tieren gab es nach Kenntnis der Bundesre-
gierung seit Inkrafttreten der Tierschutznovel-
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le mit dem darin enthaltenen Verbot der Zoo-
philie/Sodomie in Deutschland (bitte aufgeteilt
nach Bundesländern angeben), und wie alt wa-
ren die betreffenden Personen?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Peter Bleser
vom 12. Juli 2013
Im Rahmen der aktuellen Änderung des Tierschutzgesetzes wird ein
Verbot der Zoophilie im Tierschutzgesetz verankert. So wird es künf-
tig verboten sein, ein Tier für eigene sexuelle Handlungen zu nutzen
oder für sexuelle Handlungen Dritter abzurichten oder zur Verfü-
gung zu stellen und das Tier dadurch zu artwidrigem Verhalten zu
zwingen. Das Verbot gilt unabhängig davon, ob es im konkreten Ein-
zelfall durch einzelne sexuelle Handlungen bei dem Tier zu Schmer-
zen, Leiden oder Schäden kommt.

Da das Dritte Gesetz zur Änderung des Tierschutzgesetzes noch
nicht verkündet ist, sind zum jetzigen Zeitpunkt keine Angaben zu
derartigen Verstößen möglich.
Geschäftsbereich des Bundesministeriums
der Verteidigung
65. Abgeordneter
Rainer
Arnold

(SPD)
Wie ist der aktuelle Personalbestand von Sol-
datinnen und Soldaten inklusive freiwillig
Wehrdienstleistenden in der Bundeswehr (bitte
tabellarisch aufschlüsseln nach Offizieren,
Unteroffizieren, Mannschaftdienstgraden und
freiwillig Wehrdienstleistenden)?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Thomas Kossendey

vom 16. Juli 2013
Die Bundeswehr verfügt aktuell (Stand: 8. Juli 2013) über insgesamt
187 018 Soldatinnen und Soldaten.

Im Einzelnen:
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66. Abgeordneter
Harald

Koch

(DIE LINKE.)
Wie viele Männer und Frauen, die 2012 ihren
freiwilligen Wehrdienst angetreten haben, sind
aus der Erwerbslosigkeit oder einer arbeits-
marktpolitischen Maßnahme in den freiwilli-
gen Wehrdienst eingetreten, und wie sehen die-
se Zahlen für Männer und Frauen aus, die den
Bundesfreiwilligendienst leisten (bitte jeweils
aufschlüsseln nach Männern, Frauen und Bun-
desländern)?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Thomas Kossendey

vom 17. Juli 2013
Nach Angaben des Bundesamtes für Familie und zivilgesellschaftli-
che Aufgaben sowie der Bundesagentur für Arbeit – in Bezug auf die
amtliche Arbeitsmarktstatistik – werden die erfragten Daten über
Freiwillige, die einen Bundesfreiwilligendienst leisten, weder mit
Blick auf eine vorangegangene Arbeitslosigkeit noch auf eine vorhe-
rige Teilnahme an einer arbeitsmarktpolitischen Maßnahme erho-
ben.

Die Angaben zu den Einplanungen der freiwillig Wehrdienst Leisten-
den in 2012 bitte ich der beigefügten Aufstellung des Bundesamtes
für das Personalmanagement der Bundeswehr zu entnehmen. Darü-
ber hinausgehende Sachverhalte zu der von Ihnen erbetenen wei-
teren Unterscheidung nach Erwerbslosigkeit oder arbeitsmarktpoli-
tischer Maßnahme werden in den Personalwirtschaftssystemen nicht
erfasst.
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67. Abgeordneter
Paul

Schäfer
(Köln)

(DIE LINKE.)
Welche Abteilungen bei der Bundeswehr sind
für die Erfassung von sexuellen Übergriffen in
der Bundeswehr zuständig, und wie viele se-
xuelle Übergriffe wurden von den zuständigen
Stellen zwischen 2006 und 2012 erfasst (bitte
nach Jahren und Teilstreitkräften aufschlüs-
seln)?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Thomas Kossendey

vom 12. Juli 2013
Im Bundesministerium der Verteidigung werden Meldungen aus den
militärischen Organisationsbereichen über den Verdacht auf verübte
Straftaten gegen die sexuelle Selbstbestimmung (§§ 174 bis 184g des
Strafgesetzbuchs – StGB) durch die Abteilung Führung Streitkräfte im
Rahmen der Auswertung von Besonderen Vorkommnissen (BV) ge-
mäß der Zentralen Dienstvorschrift 10/13 erfasst.

Das Bundesamt für das Personalmanagement der Bundeswehr führt
für Soldatinnen und Soldaten eine Statistik über abgeschlossene Dis-
ziplinarverfahren und mitgeteilte Strafsachen.
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In den Jahren 2006 bis 2012 wurden im Rahmen des Meldewesens
von Besonderen Vorkommnissen folgende Verdachtsfälle auf Strafta-
ten gegen die sexuelle Selbstbestimmung durch die militärischen Or-
ganisationsbereiche gemeldet:
Bei den erhobenen Daten ist Folgendes zu beachten:

• Die Übersicht über Besondere Vorkommnisse bezieht sich aus-
schließlich auf Fälle, in denen Soldatinnen und Soldaten sowie
zivile Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Bundeswehr aus den
militärischen Organisationsbereichen beteiligt waren. Eine ent-
sprechende Übersicht für die zivilen Organisationsbereiche liegt
derzeit nicht vor.

• Bei den registrierten Meldungen handelt es sich zunächst um Ver-
dachtsfälle. Nur wenn sich im Rahmen der weiteren Ermittlungen
die Verdachtsmomente bestätigen, kann dies zur Verhängung von
Disziplinarmaßnahmen und/oder strafrechtlichen Sanktionen füh-
ren.

• Im Meldewesen wird erstmals seit dem Jahr 2012 unterschieden,
ob die Soldatin/der Soldat bzw. die zivile Mitarbeiterin/der zivile
Mitarbeiter Opfer oder Täter war; somit beinhalten die verfügba-
ren Zahlen für die Jahre 2006 bis 2011 auch Meldungen, bei de-
nen Soldatinnen bzw. Soldaten oder zivile Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter der militärischen Organisationsbereiche Opfer von
Straftaten nach dem Strafgesetzbuch waren.
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• Bei den gemeldeten Verdachtsfällen kann im Zuge der weiteren
Sachstandsfeststellung eine von der Erstmeldung abweichende
Anzahl an Tätern festgestellt werden. Daher kann die Anzahl der
Verdachtsfälle nicht direkt mit der Anzahl an Disziplinarmaßnah-
men/Anklagen gegen Soldatinnen oder Soldaten verglichen wer-
den.

• Bei allen gemeldeten Verdachtsfällen in den Jahren 2006 bis 2012
an Verstößen gegen die sexuelle Selbstbestimmung ist festzustel-
len, dass zwischen 52 und 78 Prozent der Fälle außer Dienst statt-
fanden.

Strafsachen gegen Soldaten werden regelmäßig durch die Staatsan-
waltschaften und Strafgerichte mitgeteilt (Anordnung über Mitteilun-
gen in Strafsachen – MiStra). Unterbleibt eine Mitteilung durch die
Staatsanwaltschaften und Strafgerichte, ist es möglich, dass die Straf-
sache der Bundeswehr nicht bekannt wird und sie daher auch nicht
statistisch erfasst werden kann. Belastbare Zahlen dazu können nur
bei den Justizverwaltungen der Länder erhoben werden.

Bei den durch das Bundesamt für das Personalmanagement der Bun-
deswehr erfassten abgeschlossenen Disziplinarverfahren und mitge-
teilten Strafsachen wurden im Betrachtungszeitraum 2006 bis 2012
insgesamt 465 Disziplinarmaßnahmen und 210 Strafverfahren mit
Bezug zu Sexualdelikten registriert. Diese Daten lassen jedoch nur
bedingt einen Rückschluss auf die tatsächliche Anzahl der verübten
Delikte zu, da, wie oben beschrieben, abhängig vom Einzelfall Dis-
ziplinarverfahren und/oder Strafverfahren durchgeführt werden kön-
nen.
68. Abgeordneter
Paul
Schäfer

(Köln)

(DIE LINKE.)
Um welche Delikte hat es sich bei den von der
Bundeswehr zwischen 2006 und 2012 jeweils
erfassten sexuellen Übergriffen genau gehan-
delt?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Thomas Kossendey

vom 12. Juli 2013
Im Zeitraum 2006 bis 2012 wurden im Rahmen von Disziplinarver-
fahren gegen Soldatinnen bzw. Soldaten sowohl Dienstvergehen im
Zusammenhang mit sexuellem Fehlverhalten, die nicht den Tatbe-
stand einer Straftat erfüllen, als auch Straftaten gegen die sexuelle
Selbstbestimmung (§§ 174 bis 184 StGB) disziplinar geahndet.

Für den Bereich der Straftaten gegen die sexuelle Selbstbestimmung
(§§ 174 bis 184g StGB) wurden 210 Strafverfahren abgeschlossen.
Dabei kam es zu 169 Verurteilungen und 28 Freisprüchen. In 13 Fäl-
len wurde das Verfahren eingestellt.



Deutscher Bundestag – 17. Wahlperiode Drucksache 17/14397– 49 –
Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Familie,
Senioren, Frauen und Jugend
69. Abgeordnete
Heidrun

Dittrich

(DIE LINKE.)
Besteht für Freiwilligendienstleistende (bitte
nach Freiwilligem Ökologischen Jahr, Freiwil-
ligem Sozialen Jahr, Bundesfreiwilligendienst
aufschlüsseln) die Möglichkeit, sich von der
GEZ-Gebühr befreien zu lassen?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Dr. Hermann Kues

vom 5. Juli 2013
Grundlage für die Erhebung des Rundfunkbeitrags ist der – in den
Zuständigkeitsbereich der Bundesländer fallende – Rundfunkbei-
tragsstaatsvertrag.
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Befreiungstatbestände sind dabei in § 4 dieses Vertrags geregelt. Da-
nach ist – wie auch schon nach der vorherigen Regelung zum Rund-
funkgebührenrecht – keine grundsätzliche Befreiung von der Rund-
funkgebühr für Personen vorgesehen, die einen Freiwilligendienst
leisten.

Unbeschadet der Regelbefreiungstatbestände nach § 4 Absatz 1 hat
die Landesrundfunkanstalt allerdings in besonderen Härtefällen ge-
mäß § 4 Absatz 6 des Rundfunkbeitragsstaatsvertrags auf gesonder-
ten Antrag von der Beitragspflicht zu befreien.
70. Abgeordnete
Katja

Dörner

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Wie stellt die Bundesregierung sicher, dass die
am 29. Mai 2013 getroffenen Beschlüsse der
Lenkungsausschüsse der Fonds „Heimerzie-
hung West“ und „Heimerziehung in der
DDR“ (unter Leitung der Vorsitzenden beider
Fonds, Regina Kraushaar, Bundesministerium
für Familie, Senioren, Frauen und Jugend)
auch umgesetzt werden, im Rahmen des mate-
riellen Hilfebedarfs die Kosten für Versiche-
rungen oder Fonds in den Fällen zu überneh-
men, in denen garantiert werden kann, dass
diese ausschließlich dem Zweck der Absiche-
rung im Pflegefall bzw. zur Absicherung von
Pflegeserviceleistungen dienen und der Ab-
schluss einer Versicherung im Pflegefall oder
von Pflegeserviceleistungen nicht beispielswei-
se am Alter der zu versichernden Personen-
gruppe scheitert, wie dies versuchsweise vorge-
nommene Onlinebeantragungen auf der Inter-
netpräsenz des Bundesministeriums für Ge-
sundheit nahelegen?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Dr. Hermann Kues

vom 3. Juli 2013
Die Fonds „Heimerziehung in der Bundesrepublik Deutschland in
den Jahren 1949 bis 1975“ und „Heimerziehung in der DDR in den
Jahren 1949 bis 1990“ gewähren finanzielle Hilfen zur Minderung
heute noch bestehender Folgeschäden und/oder besonderer Hilfebe-
darfe, die auf das im Heim erlittene Unrecht und Leid zurückzufüh-
ren sind, sowie Ausgleichszahlungen in Fällen, in denen es wegen sei-
nerzeit nicht gezahlter Sozialversicherungsbeiträge zu einer Minde-
rung von Rentenansprüchen gekommen ist.

Sämtliche Leistungen der Fonds „Heimerziehung West“ und „Heim-
erziehung in der DDR“ sind freiwillige Leistungen der Errichter der
Fonds, die ohne Anerkennung einer Rechtspflicht gewährt werden
und nachrangig gegenüber den gesetzlichen Hilfesystemen sind. Die
Anlauf- und Beratungsstellen der Fonds nehmen vor diesem Hinter-
grund eine Lotsenfunktion u. a. dahingehend wahr, dass sie den Be-
troffenen eine Vielzahl von Wegen und Hilfsangeboten aufzeigen,
insbesondere auch solche im Rahmen der gesetzlichen Hilfesysteme.
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Im Rahmen der Beratung wurde von ehemaligen Heimkindern im-
mer wieder das dringende und außerordentlich nachvollziehbare Be-
dürfnis geäußert, im Alter bzw. im Fall des Eintritts von Pflegebe-
dürftigkeit eine (erneute) Heimunterbringung möglichst zu vermei-
den. Der Abschluss bzw. die Aufstockung von Versicherungen oder
Fonds zur Absicherung im Pflegefall bzw. von Pflegeserviceleistun-
gen kann bei diesen Personen dazu beitragen, den Folgeschaden aus
der Heimerziehung zu mindern, indem eine spätere Unterbringung
der/des Betroffenen in einer stationären Pflegeeinrichtung verhindert
oder zumindest so lange wie möglich hinausgezögert und somit einer
Retraumatisierung möglichst vorgebeugt wird. Vor diesem Hinter-
grund haben die Lenkungsausschüsse der Fonds „Heimerziehung
West“ und „Heimerziehung in der DDR“ in ihrer gemeinsamen Sit-
zung am 29. Mai 2013 beschlossen, dass die Fonds im Rahmen des
materiellen Hilfebedarfs Zuschüsse in Höhe von bis zu 10 000 Euro
zur Finanzierung derartiger Versicherungen bzw. Fonds zahlen kön-
nen.

Diese Unterstützungsmöglichkeit ergänzt die Leistungen aus dem
Pflege-Neuausrichtungs-Gesetz, in dessen Rahmen eine Reihe von
Maßnahmen in Kraft getreten sind, die pflegebedürftigen Menschen
den Verbleib in ihrer gewohnten Umgebung oder die Unterbringung
in einer Wohngruppe als Alternative zur stationären Pflege ermögli-
chen. Dazu gehören u. a. mehr Wahlmöglichkeiten zur flexiblen Ge-
staltung der Leistungen von ambulanten Pflegediensten sowie die
Förderung von Wohngemeinschaften Pflegebedürftiger u. a. im Rah-
men eines Initiativprogramms für neue Wohngruppen. Zudem wur-
de erstmalig eine staatliche Förderung eingeführt für private Pflege-
zusatzversicherungen, die auf Gesundheitsprüfungen und Risikozu-
schläge verzichten und die allen volljährigen Personen, die bislang
noch keine Leistungen der gesetzlichen Pflegeversicherung bezogen
haben, offenstehen.
71. Abgeordnete
Katja

Dörner

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Wie bewertet die Bundesregierung die Umset-
zung der Empfehlungen des Runden Tischs
Heimerziehung (Gewährleistung des Wohls
der Kinder und Jugendlichen, Verfahren der
Beteiligung sowie Beschwerdemöglichkeiten in
persönlichen Angelegenheiten) durch die im
Bundeskinderschutzgesetz getroffene Rege-
lung, beispielsweise bestehende Einrichtungen
sowie öffentliche Träger von der Verpflichtung
auszunehmen, Beschwerdemöglichkeiten für
Kinder und Jugendliche zu schaffen, vor dem
Hintergrund der Misshandlungsvorwürfe in
der gewinnorientierten Haasenburg GmbH
(geschildert im Artikel der taz.die Tageszei-
tung vom 15. Juni 2013)?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Dr. Hermann Kues

vom 8. Juli 2013
Nach § 45 Absatz 2 Satz 2 Nummer 3 des Achten Buches Sozial-
gesetzbuch ist Regelvoraussetzung für den Betrieb einer erlaubnis-
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pflichtigen Einrichtung, in der Kinder oder Jugendliche ganztägig
oder für einen Teil des Tages betreut werden, die Schaffung geeigne-
ter Verfahren ihrer Beteiligung sowie der Möglichkeit der Beschwer-
de in persönlichen Angelegenheiten. Dies gilt unabhängig davon, in
welcher Trägerschaft die Einrichtung geführt wird. Eine Ausnahme
für bestehende Einrichtungen kann die Vorschrift zur Erteilung der
Betriebserlaubnis nicht regeln. Die Änderung in § 45 SGB VIII führt
letztlich dazu, dass alle erlaubnispflichtigen Einrichtungen diese An-
forderungen umsetzen müssen. Auch schreibt der mit dem Bundes-
kinderschutzgesetz eingeführte § 79a Satz 2 SGB VIII die Sicherung
der Rechte von Kindern und Jugendlichen und ihren Schutz vor Ge-
walt als verbindlichen Qualitätsstandard der Kinder- und Jugendhilfe
fest.
72. Abgeordneter
Oliver

Kaczmarek

(SPD)
Sieht die Bundesregierung die Notwendigkeit
einer Finanzierungskompensation des Bundes
angesichts der Tatsache, dass sich mit der Ein-
führung des Betreuungsgeldes zum 1. August
2013 für den Kreis Unna ein zusätzlicher Stel-
lenbedarf – nach Angabe des Ministeriums für
Familie, Kinder, Jugend, Kultur und Sport in
Höhe von 0,96 Stellenanteilen; nach Angabe
von kommunalen Spitzenverbänden in Höhe
von 1,39 Stellenanteilen – ergibt (bitte begrün-
den), und wie sollte diese nach Meinung der
Bundesregierung ausgestaltet sein?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Dr. Hermann Kues

vom 2. Juli 2013
Zuständig für die Einrichtung der Behörden bei der Ausführung des
Betreuungsgeldes sind die Länder (Artikel 85 Absatz 1 des Grundge-
setzes – GG). Die Länder haben nach der verfassungsrechtlichen Zu-
ständigkeitsverteilung allein die dadurch entstehenden Verwaltungs-
ausgaben zu tragen (Artikel 104a Absatz 5 Satz 1 GG).
73. Abgeordneter
Richard

Pitterle
(DIE LINKE.)
Welche Schlüsse zieht die Bundesregierung
aus den Entscheidungen des Bundessozialge-
richts (vom 27. Juni 2013, B 10 EG 3/12 R
und B 10 EG 8/12 R) zum Bezug von Eltern-
geld bei Zwillingen, und mit welchen finanziel-
len Mehrbelastungen rechnet die Bundesregie-
rung diesbezüglich (bitte mit Begründung)?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Dr. Hermann Kues

vom 5. Juli 2013
Aus den Entscheidungen des Bundessozialgerichts vom 27. Juni
2013 (Aktenzeichen: B 10 EG 3/12 R und B 10 EG 8/12 R) kann die
Bundesregierung erst Schlüsse ziehen, sobald die Urteile inklusive
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der Urteilsgründe vorliegen. Auch die Abschätzung möglicher finan-
zieller Auswirkungen der Urteile ist erst ab diesem Zeitpunkt möglich.
74. Abgeordneter
Richard

Pitterle
(DIE LINKE.)
Welche Abweichungen bei der Ermittlung des
Elterngeldes unter Berücksichtigung des Fak-
torverfahrens in der Lohnsteuerklassenkombi-
nation IV/IV existieren unter Anwendung des
Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetzes ge-
genüber dem Steuerrecht, und werden diesbe-
züglich Werbungskosten bzw. Betriebsausga-
ben berücksichtigt, die typischerweise im Ein-
kommensteuerrecht für die Ermittlung des
Faktors einbezogen werden (bitte mit Begrün-
dung)?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Dr. Hermann Kues

vom 5. Juli 2013
Im Rahmen des Faktorverfahrens werden bei der Ermittlung des
Faktors gegebenenfalls Freibeträge im Sinne des § 39f Absatz 1 des
Einkommensteuergesetzes (EStG) berücksichtigt. Durch die Berück-
sichtigung von Freibeträgen reduziert sich der jeweilige Faktor und
damit letztlich auch die unterjährig zu zahlende Lohnsteuer für den
Arbeitnehmer. Betriebsausgaben kommen bei Einkünften aus nicht-
selbständiger Arbeit nicht vor und finden damit auch keine Berück-
sichtigung beim Faktorverfahren.

Die Ermittlung des für die Elterngeldberechnung maßgeblichen Ein-
kommens folgt den steuerrechtlichen Vorgaben. Ausgangspunkt für
die Ermittlung der zu berücksichtigenden Einkünfte aus nichtselb-
ständiger Erwerbstätigkeit ist nach § 2c Absatz 1 Satz 1 des Bundes-
elterngeld- und Elternzeitgesetzes (BEEG) in Übereinstimmung mit
§ 2 Absatz 1 Satz 1 Nummer 4, Absatz 2 Nummer 2 EStG der Über-
schuss der Einnahmen in Geld oder Geldeswert über ein Zwölftel
des Arbeitnehmer-Pauschbetrags nach § 9a Satz 1 Nummer 1 Buch-
stabe a EStG. Somit ist von dem ermittelten Bruttoeinkommen ein
Abzug für Werbungskosten vorzunehmen.

Bei der Bestimmung der Steuerabzüge im Rahmen der Ermittlung
des für die Elterngeldberechnung maßgeblichen Einkommens ist ge-
mäß § 2e Absatz 3 BEEG als Abzug für die Einkommensteuer der
Betrag anzusetzen, der sich unter Berücksichtigung der maßgebli-
chen Steuerklasse und des Faktors nach § 39f EStG nach § 2c Ab-
satz 3 BEEG ergibt. Somit wird auch bei der Ermittlung des Eltern-
geldes die Steuerklasse IV mit dem dazugehörigen Faktor (und den
darin enthaltenen Freibeträgen) berücksichtigt.

Betriebsausgaben werden bei Einkünften aus nichtselbständiger Tä-
tigkeit im Rahmen der Ermittlung des für die Elterngeldberechnung
maßgeblichen Einkommens nicht berücksichtigt. Die Lohnsteuer-
klasse IV mit dem dazugehörigen Faktor kommt jedoch nur in Bezug
auf Einkünfte aus nichtselbständiger Tätigkeit in Betracht.



Deutscher Bundestag – 17. WahlperiodeDrucksache 17/14397 – 54 –
75. Abgeordnete
Mechthild

Rawert

(SPD)
Mit welchen Maßnahmen belegt die Bundesre-
gierung, dass sie den aus der Novellierung der
Gemeinsamen Geschäftsordnung der Bundes-
ministerien am 26. Juli 2000 entsprechenden
Aufgaben aller Bundesministerien hinsichtlich
des Gender Mainstreaming und des Gender
Budgeting nachgekommen ist, und welche
Maßnahmen (aufgeschlüsselt nach Förderhöhe
und Laufzeit) hat die Bundesregierung in der
17. Legislaturperiode – insbesondere seitens
der Bundesministerien für Gesundheit, für Fa-
milie, Senioren, Frauen und Jugend, der Justiz
und des Innern – im Kontext von queerem
Gender Mainstreaming und Gender Budge-
ting durchgeführt, um einen aktiven Beitrag
zur Bekämpfung von Mehrfachdiskriminie-
rung zu leisten?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Dr. Hermann Kues

vom 17. Juli 2013
Die Gemeinsame Geschäftsordnung der Bundesministerien (GGO)
ist Teil des täglichen Verwaltungshandelns. Eine Evaluierung der
GGO bzw. von deren § 2 liegt nicht vor.

Zum Thema Gender Budgeting wird auf die Antwort der Bundes-
regierung auf die Kleine Anfrage „Geschlechtersensible Haushalts-
politik (Gender Budgeting)“ (Bundestagsdrucksache 17/11410 vom
7. November 2012) verwiesen.

Eine chancengerechte Gesellschaft ermöglicht es Menschen, unab-
hängig von Aspekten wie geschlechtliche Identität, geschlechtliche
Orientierung, Intersexualität oder Transsexualität so zu leben wie sie
selbst leben wollen. Eine Gleichstellungspolitik der fairen Chancen
erkennt die Vielfalt der Wünsche und Bedürfnisse von Menschen an
und setzt sich zum Ziel, die Lebensentwürfe, für die sich die Men-
schen aus guten Gründen entschieden haben, tatsächlich zu ermögli-
chen. Das Ziel der Verwirklichung fairer Chancen zieht sich dement-
sprechend querschnittlich durch die politischen Maßnahmen und
Programme der Bundesministerien.

In Bezug auf queeres Gender Mainstreaming wird auf die Errichtung
der Bundesstiftung Magnus Hirschfeld hingewiesen. Durch Stif-
tungsgeschäft vom 27. Oktober 2011 wurde die Stiftung von der
Bundesrepublik Deutschland (vertreten durch das Bundesministe-
rium der Justiz) errichtet. Mit der Errichtung der Stiftung hat die
Bundesregierung ein Versprechen des Deutschen Bundestages aus
dem Jahr 2000 eingelöst. Die Stiftung hält die nationalsozialistische
Verfolgung Homosexueller in Erinnerung. Sie fördert Bildung sowie
Wissenschaft und Forschung, um einer gesellschaftlichen Diskrimi-
nierung homosexueller Menschen in Deutschland entgegenzuwirken.
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76. Abgeordneter
Sönke

Rix

(SPD)
Warum fördert die Bundesregierung die Bil-
dungsstätte Jugendhof Knivsberg bei Apen-
rade nicht, und was gedenkt die Bundesregie-
rung zu tun, um eine Förderung möglich zu
machen?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Dr. Hermann Kues

vom 12. Juli 2013
Eine Förderung deutsch-dänischer Jugendbegegnungen der Jugend-
bildungsstätte Knivsberg ist, sofern die Fördervoraussetzungen der
Richtlinien des Kinder- und Jugendplans des Bundes erfüllt werden,
nur im Rahmen des Länderzentralstellenverfahrens der internationa-
len Jugendarbeit möglich.

Es wird angeregt, dem Träger zu empfehlen, sich unmittelbar zur
Beratung mit Karsten Egge, Ministerium für Soziales, Gesundheit,
Familie und Gleichstellung des Landes Schleswig-Holstein, Telefon:
0431/988-7470, E-Mail: karsten.egge@sozmi.landsh.de, in Verbin-
dung zu setzen.
77. Abgeordneter
Jörn

Wunderlich
(DIE LINKE.)
Welche Auswirkungen hat die Kürzung der
Mittel im Bundeshaushalt auf die Arbeit der
Beratungsstellen im Rahmen des Schwanger-
schaftskonfliktgesetzes von 7,68 Mio. Euro in
2012 auf 5,11 Mio. Euro in 2013, und wie viele
Beratungsstellen mussten aufgrund dessen ihre
Arbeit reduzieren bzw. einstellen (bitte auf-
schlüsseln nach Bundesländern sowie nach den
Jahren 2012 und 2013)?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs
Dr. Hermann Kues

vom 8. Juli 2013
Ihre Frage bezieht sich auf den Haushaltsansatz im Kapitel 17 02
Titel 531 22 „Aufklärung im Zusammenhang mit der Umsetzung
des Schwangerschaftskonfliktgesetzes“, der für 2013 ein Soll in
Höhe von 5,112 Mio. Euro ausweist. Haushaltsmittel in entspre-
chender Höhe wurden auch im Jahr 2012 im Bundeshaushalt be-
reitgestellt. Die für das Jahr 2012 ausgewiesene Ist-Summe in Höhe
von 7,682 Mio. Euro ergibt sich aufgrund von zweckgebundenen
Mehreinnahmen aus Titel 111 01 durch Zuschüsse der Bundesagen-
tur für Arbeit für das Projekt „Komm auf Tour“ der Bundeszentrale
für gesundheitliche Aufklärung (BZgA).

Die Bundesmittel aus Titel 531 22 werden der BZgA zur Erfüllung
des gesetzlichen Auftrags aus § 1 des Schwangerschaftskonfliktge-
setzes (SchKG) zur Verfügung gestellt, wonach diese in Zusammen-
arbeit mit den Bundesländern und Familienberatungseinrichtungen
zielgruppenspezifische Konzepte zur Sexualaufklärung und Fami-
lienplanung erstellt sowie bundeseinheitliche Aufklärungsmaterialien
verbreitet. Für die „Arbeit der Beratungsstellen im Rahmen des
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Schwangerschaftskonfliktgesetzes“ ergibt sich dementsprechend kei-
ne Veränderung. Die öffentliche Förderung der Beratungsstellen ob-
liegt den Ländern, die ein ausreichendes Angebot wohnortnaher Be-
ratungsstellen für die Beratung sowohl nach § 2 SchKG als auch
nach den §§ 5 und 6 SchKG sicherzustellen haben.
78. Abgeordneter
Jörn

Wunderlich

(DIE LINKE.)
Wie begründet die Bundesregierung den Auf-
wuchs des Titels „Zuschüsse und Leistungen
zur Unterstützung bei ungewollter Kinderlo-
sigkeit sowie für den Ausbau der Hilfen für
Schwangere und zur Regelung der vertrauli-
chen Geburt“ von 572 000 Euro in 2012 auf
10 Mio. Euro in 2013 und auf 12 Mio. in 2014,
und wie werden die jeweils bereitgestellten
Haushaltsmittel auf die drei Schwerpunkte
(Zuschüsse und Leistungen zur Unterstützung
bei ungewollter Kinderlosigkeit, Ausbau von
Hilfen für Schwangere sowie Regelungen zur
vertraulichen Geburt) verteilt (bitte detailliert
aufschlüsseln)?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Dr. Hermann Kues
vom 8. Juli 2013
Der Haushaltsansatz des Titels 681 21 weist für den Haushalt 2014
ein Soll in Höhe von 12 Mio. Euro aus, die einerseits für die Bundes-
initiative zur Unterstützung bei ungewollter Kinderlosigkeit und an-
dererseits zur Umsetzung der gesetzlichen Aufgaben des Gesetzes
zum Ausbau der Hilfen für Schwangere und zur Regelung der ver-
traulichen Geburt zur Verfügung stehen werden.

Die Richtlinie des Bundesministeriums für Familie, Senioren,
Frauen und Jugend über die Gewährung von Zuwendungen für
Maßnahmen der assistierten Reproduktion vom 29. März 2012 ist
am 1. April 2012 in Kraft getreten.

Erst mit Wirkung ab diesem Zeitpunkt hat der Deutsche Bundestag
die Haushaltsmittel, die in Höhe von 7 Mio. Euro im Einzelplan 17
für das Jahr 2012 veranschlagt waren, freigegeben. In 2012 sind noch
keine Verwaltungsvereinbarungen mit den Bundesländern in Kraft
getreten, so dass im Haushaltsjahr 2012 lediglich Haushaltsmittel in
Höhe von 572 000 Euro für wissenschaftliche Begleitstudien und zur
Erstellung eines Informationsfaltblatts sowie für den Aufbau des „In-
formationsportals Kinderwunsch“ abgeflossen sind.

Die Bundesregierung geht davon aus, dass sich der Unterstützungs-
bedarf bereits in 2013 weiter erhöht und in 2014 fortsetzt, nachdem
sich neben Niedersachsen und Sachsen noch weitere Bundesländer
an der Kostentragung beteiligen werden. Im Haushaltsjahr 2013 sind
10 Mio. Euro für „Zuschüsse und Leistungen zur Unterstützung bei
ungewollter Kinderlosigkeit“ veranschlagt. Der Bund trägt damit
auch die Kosten für Maßnahmen zur verbesserten Aufklärung über
Ursachen und Folgen ungewollter Kinderlosigkeit sowie Verbesse-
rungen im Bereich psychosozialer Beratung. In diesem Zusammen-
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hang werden Informationsmaterialien zur Aufklärung über Frucht-
barkeit und Kinderwunsch im Lebenslauf zur Verfügung gestellt und
Untersuchungen zu vielfältigen Ursachen, Motiven und Einstellun-
gen kinderloser Frauen, Männer und Paare vorgenommen.

Für die Maßnahmen zur Umsetzung des Gesetzes zum Ausbau der
Hilfen für Schwangere und zur Regelung der vertraulichen Geburt
plant die Bundesregierung einen Bedarf in Höhe von bis zu 3 Mio.
Euro in 2014 ein. Über die zur Verfügung stehenden Hilfen für
Schwangere und Mütter sowie den Anspruch auf anonyme Beratung
und vertrauliche Geburt hinaus werden die Schwangeren mit Anony-
mitätswunsch umfassend durch geeignete öffentlichkeitswirksame
Maßnahmen informiert werden. Darüber hinaus wird der Bund
einen zentralen Notruf für Schwangere mit Anonymitätswunsch ein-
richten und diesen bekannt machen.
79. Abgeordneter
Jörn

Wunderlich

(DIE LINKE.)
Wie viele Anträge für die Aufnahme in die
Familienpflegezeit-Gruppenversicherung des
Bundesamts für Familie und zivilgesellschaftli-
che Aufgaben (BAFzA) wurden 2013 gestellt,
und wie rechtfertigt die Bundesregierung einen
Mittelaufwuchs auf 1,1 Mio. Euro im Haus-
haltsentwurf 2013 für die Familienpflegezeit
angesichts eines Mittelabrufes von lediglich
8 000 Euro in 2012 sowie gerade einmal 102 in
die Familienpflegezeit-Gruppenversicherung
des BAFzA aufgenommener Personen (vgl.
die Antwort der Bundesregierung zu Fra-
ge 121 auf Bundestagsdrucksache 17/13394)?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Dr. Hermann Kues

vom 8. Juli 2013
Der geplante Mittelabfluss in Kapitel 17 10 Titel 661 01 erklärt sich
aus der seinerzeit erstellten Prognose für die durch die Familienpfle-
gezeit entstehenden Darlehenskosten im Zeitablauf. Die Prognose
geht davon aus, dass – wie bei anderen Gesetzen auch – erst nach
einer Anlaufzeit die volle Wirksamkeit des Gesetzes erreicht wird.
Die Prognose stützt sich dabei auf folgende Überlegungen:

Nach den vorliegenden Statistiken werden etwa 59,7 Prozent der am-
bulant Pflegebedürftigen von Personen im erwerbsfähigen Alter (un-
ter 65 Jahren) gepflegt. Von diesen sind 17,6 Prozent vollzeit- und
21,6 Prozent teilzeiterwerbstätig. Da eine Inanspruchnahme der Fa-
milienpflegezeit erst ab einem Arbeitsumfang von über 50 Prozent
möglich ist, wurde für diese Teilzeiterwerbstätigen ein Pflegepoten-
zial von 70 Prozent unterstellt. Bezogen auf die Gesamtzahl der am-
bulant Pflegebedürftigen ergaben sich etwa 150 000 Vollzeitbeschäf-
tigte mit pflegebedürftigen Angehörigen sowie 130 000 Teilzeitbe-
schäftigte.
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Die Familienpflegezeit steht allen Unternehmen offen, dennoch ist
bei kleinen Unternehmen mit weniger als 20 Beschäftigten von einer
geringeren Inanspruchnahme auszugehen. Da dort etwa 27 Prozent
der Beschäftigten arbeiten und hier nur von einem Nutzungspoten-
zial von 20 Prozent ausgegangen werden kann, reduziert sich das
Nachfragepotenzial der Familienpflegezeit auf 118 000 Vollzeitbe-
schäftigte und 102 000 Teilzeitbeschäftigte. Die der Mittelanforde-
rung zugrunde liegende Schätzung geht davon aus, dass ca. 40 Pro-
zent der Unternehmen die Familienpflegezeit bei sich einführen. Al-
lerdings ist dieser Anteil nicht ad hoc sondern erst mittelfristig er-
reichbar. Die Kostenschätzung basierte auf der Annahme, dass im
ersten Jahr 5 Prozent der Unternehmen die Familienpflegezeit anbie-
ten und der Anteil jedes Jahr um weitere 5 Prozentpunkte steigen
würde. Im Jahr 2013 wurden bisher 71 Anträge auf Aufnahme in die
Gruppenversicherung gestellt.

Von den dort Beschäftigten mit pflegebedürftigen Angehörigen wur-
de von einer Inanspruchnahme von im ersten Jahr 15 Prozent, im
zweiten Jahr 20 Prozent, im dritten Jahr 25 Prozent und so weiter
ausgegangen (langfristig 45 Prozent). Unter der Annahme durch-
schnittlicher Arbeits- und Zinskosten sahen die Planzahlen für die
Refinanzierung der Arbeitgeber und des Kreditausfallrisikos auf-
grund von Privatinsolvenz Aufwendungen im ersten Jahr von rund
0,3 Mio. Euro, im zweiten Jahr von knapp 1 Mio. Euro und im drit-
ten Jahr von 1,5 Mio. Euro vor.
Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Gesundheit
80. Abgeordneter
Dr. Lutz

Knopek
(FDP)
Sind der Bundesregierung über die in Ab-
schnitt 2 C und 2 D der „Tragende[n] Gründe
zum Beschluss des Gemeinsamen Bundesaus-
schusses über die Veranlassung einer Nutzen-
bewertung von Arzneimitteln im Bestands-
markt“ vom 18. April 2013 ausgeführten Er-
läuterungen zur Methodik zur Festlegung der
Wirkstoffrangfolge hinaus die konkreten Mo-
dellspezifikationen und zugrunde liegenden
Daten im Einzelnen bekannt, und falls ja, ist
die Bundesregierung bereit, diese Informatio-
nen dem Deutschen Bundestag mitzuteilen?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin

Annette Widmann-Mauz

vom 18. Juli 2013
Der Bundesregierung wurden durch den Gemeinsamen Bundesaus-
schuss (G-BA) über die im Beschluss und den Tragenden Gründen
genannten Daten hinaus weitere dem Beschluss zugrunde liegende
Daten vorgelegt. „Konkrete Modellspezifikationen“ über den in den
Tragenden Gründen hinausgehenden Berechnungsweg sind der Bun-
desregierung nicht bekannt.
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Bei den genannten Daten handelt es sich allerdings um vertrauliche
Beratungsunterlagen des G-BA im Sinne des § 91 Absatz 7 Satz 7
des Fünften Buches Sozialgesetzbuch. Danach sind die nichtöffentli-
chen Beratungen des G-BA, insbesondere auch die Beratungen in
den vorbereitenden Gremien, einschließlich der Beratungsunterlagen
und Niederschriften vertraulich. Der G-BA hat die genannten Daten
daher nicht mit den Tragenden Gründen veröffentlicht.

Es ist nicht auszuschließen, dass eine Veröffentlichung insbesondere
produktspezifischer Daten zur Vorausberechnung des Gesamtumsat-
zes die Gewinnerwartung der betroffenen Unternehmen beeinflussen
kann. Dies wiederum könnte geschäftsschädigende Wirkungen für
betroffene Unternehmen entfalten und zu wettbewerblichen Verzer-
rungen im Arzneimittelmarkt führen. Zum Schutz der betroffenen
Unternehmen sollten diese Daten daher nicht veröffentlicht werden.
81. Abgeordnete
Caren

Marks

(SPD)
Beabsichtigt die Bundesregierung, in der
nächsten Änderung der Arzneimittelverschrei-
bungsverordnung die Verschreibungspflicht
für den Wirkstoff Levonorgestrel für die ein-
malige Einnahme zur Notfallkontrazeption
(„Pille danach“) aufzuheben, und wenn ja,
wann?
82. Abgeordnete
Caren

Marks

(SPD)
Wenn nein, welche Gründe sprechen aus Sicht
der Bundesregierung dafür, bei einer Ände-
rung der Arzneimittelverschreibungsverord-
nung die Verschreibungspflicht für den Wirk-
stoff Levonorgestrel entsprechend beizubehal-
ten, vor dem Hintergrund der Entschließung
des Bundesrates zur Rezeptfreiheit von Not-
fallkontrazeptiva auf der Basis von Levonor-
gestrel – Pille danach – (Bundesratsdrucksache
555/13 vom 5. Juli 2013), und welche weiteren
Schlussfolgerungen zieht sie aus dem Beschluss
des Bundesrates?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin

Annette Widmann-Mauz

vom 17. Juli 2013
Vor einer Änderung der Arzneimittelverschreibungsverordnung wä-
re erneut der Sachverständigenausschuss für Verschreibungspflicht
nach § 53 Absatz 2 des Arzneimittelgesetzes zu hören, denn dessen
Votum vom 1. Juli 2003 bezog sich auf heute nicht mehr am Markt
verfügbare Notfallkontrazeptiva mit dem Wirkstoff Levonorgestrel.
Diese seinerzeitigen Notfallkontrazeptiva unterscheiden sich im Ver-
gleich zu den entsprechenden heute verfügbaren Arzneimitteln im
Hinblick auf die Dosierung und den Einnahmemodus.

Eine sofortige Entlassung von Notfallkontrazeptiva mit dem Wirk-
stoff Levonorgestrel wäre darüber hinaus nicht vereinbar mit der in
der Entschließung des Bundesrates vom 5. Juli 2013 erwähnten For-
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derung nach Sicherstellung der weiteren Kostenübernahme. Insofern
müsste auch sorgfältig geprüft werden, inwieweit zeitgleich auch so-
zialrechtliche Vorschriften anzupassen sind. Ferner bedarf die Frage
eines möglichen Werbeverbots für nicht verschreibungspflichtige
Notfallkontrazeptiva einer abschließenden Prüfung insbesondere im
Hinblick auf Unionsrecht.
83. Abgeordnete
Dr. Marlies

Volkmer

(SPD)
Welche Position vertritt die Bundesregierung
bei der Verhandlung der Transatlantischen
Handels- und Investitionspartnerschaft in Be-
zug auf die Angleichung bzw. gegenseitige An-
erkennung der Zulassungen von Arzneimitteln
und Medizinprodukten?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin
Annette Widmann-Mauz

vom 18. Juli 2013
Die Europäische Kommission hat ihre Positionspapiere für die erste
Verhandlungsrunde mit den Vereinigten Staaten von Amerika
(USA) Ende Juni und Anfang Juli 2013 im Ratsausschuss für Han-
delspolitik vorgestellt.

Im Arzneimittelbereich wird keine gegenseitige Anerkennung von
Zulassungsentscheidungen vorgeschlagen, wohl aber eine Verbesse-
rung der Kooperation in internationalen Foren, eine gegenseitige
Anerkennung von Good-Manufacturing-Practices-Berichten, eine
Verbesserung des Informationsaustauschs, eine Harmonisierung von
Guidelines (etwa für Zulassungsstudien im Bereich Pädiatrie) und
eine Kooperation bei der Bewertung von Zulassungsanträgen von
Arzneimitteln und bei Zulassungsstudien.

Im Medizinproduktebereich sollen bestehende multilaterale Ver-
pflichtungen gestärkt werden und insbesondere die Bereiche Quali-
tätsmanagementsysteme, Harmonisierung der Qualitätsmanagement-
standards, Inspektionen und der Austausch von Informationen be-
handelt werden.

Aus Sicht der Bundesregierung ist die Zielsetzung der Europäischen
Kommission grundsätzlich zu begrüßen. Aufgrund der verschiede-
nen Systeme für den Marktzugang von Medizinprodukten in der
Europäischen Union (New Approach) und den USA (Pre-market-ap-
proval) ist hier jedoch mit schwierigen Verhandlungen zu rechnen.
Die Bundesregierung hat die Europäische Kommission gebeten, Ex-
perten der EU-Mitgliedstaaten eng in die Verhandlungen einzubezie-
hen.
84. Abgeordnete
Dr. Marlies

Volkmer

(SPD)
Wie stellt die Bundesregierung sicher, dass die
im Report „The Clinical Trials Industry in
South Africa: Ethics, Rules and Realities“ der
Wemos Foundation beschriebenen Arzneimit-
telprüfungen, deren Studiendesigns Placebo-
kontrollgruppen bei Patienten mit Asthma und
Schizophrenie vorsehen und die auch von ost-
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europäischen Ethikkommissionen genehmigt
wurden, nicht für eine Zulassung bei der Euro-
päischen Arzneimittel-Agentur (EMA) ange-
wendet werden?
85. Abgeordnete
Dr. Marlies

Volkmer

(SPD)
Wie stellt die Bundesregierung sicher, dass
nach Inkrafttreten der Verordnung des Euro-
päischen Parlaments und des Rates über klini-
sche Prüfungen mit Humanarzneimitteln und
zur Aufhebung der Richtlinie 2001/20/EG
(Ratsdok. 12751/12) nur die Arzneimittel eine
europäische Zulassung erhalten, bei deren Er-
probung die ICH-Leitlinien zur Guten Klini-
schen Praxis bzw. die Deklaration von Helsin-
ki eingehalten wurden?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin

Annette Widmann-Mauz

vom 18. Juli 2013
Die Fragen 84 und 85 werden wegen ihres Sachzusammenhangs ge-
meinsam beantwortet.

Hierzu wird grundsätzlich auf die Antwort der Bundesregierung
(Bundestagsdrucksache 17/10911 vom 2. Oktober 2012) zu den Fra-
gen 2 bis 4 der Kleinen Anfrage der Fraktion DIE LINKE. verwie-
sen. Dort ist erläutert, dass eine arzneimittelrechtliche Zulassung nur
auf der Grundlage klinischer Prüfungen erfolgen darf, die den
Grundsätzen der Guten Klinischen Praxis entsprechen, und dass bei
bestätigtem Verdacht auf relevante Verstöße die Daten klinischer
Prüfung für Zulassungen nicht akzeptiert werden. Ferner berechti-
gen unrichtige Angaben in den Zulassungsunterlagen über die Ein-
haltung der Maßgaben der Guten Klinischen Praxis die Zulassungs-
behörde zur Rücknahme einer Zulassung. Ergänzend dazu wird auf
Abschnitt C Nummer 32 der Deklaration von Helsinki in der aktuell
geltenden Fassung von 2008 hingewiesen: Dort ist ausgeführt, unter
welchen Voraussetzungen die Verwendung eines Placebos gerecht-
fertigt sein kann.

Im Verfahren der Erteilung einer europäischen Zulassung nach der
Verordnung (EG) Nr. 726/2004 sind die EU-Mitgliedstaaten über
Vertreter im Ausschuss für Humanarzneimittel bei der Europäischen
Arzneimittel-Agentur sowie über einen Vertreter im Ständigen Aus-
schuss für Humanarzneimittel nach Artikel 10 Absatz 2 und 3 in
Verbindung mit Artikel 87 Absatz 1 und 3 der Verordnung (EG)
Nr. 726/2004 beteiligt. Etwaige Bedenken gegen die Erteilung einer
europäischen Zulassung können dort von den EU-Mitgliedstaaten
geltend gemacht werden.
86. Abgeordnete
Dr. Marlies

Volkmer

(SPD)
Wie stellt die Bundesregierung sicher, dass
durch die geplante Verordnung des Europä-
ischen Parlaments und des Rates über klini-
sche Prüfungen mit Humanarzneimitteln und
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zur Aufhebung der Richtlinie 2001/20/EG
(Ratsdok. 12751/12) ein einheitliches, hohes
Schutzniveau für alle Teilnehmer klinischer
Prüfungen in der EU erreicht wird?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin
Annette Widmann-Mauz

vom 18. Juli 2013
Der in der Frage genannte Vorschlag eines Rechtsaktes über klini-
sche Prüfungen mit Humanarzneimitteln ist als Verordnung der
Europäischen Union konzipiert, die nach ihrem Inkrafttreten in der
gesamten Europäischen Union unmittelbar verbindlich gültig ist. Die
Bundesregierung legt ihren Verhandlungen zu dem genannten Ver-
ordnungsvorschlag die Stellungnahme des Deutschen Bundestages
vom 29. Januar 2013, Bundestagsdrucksache 17/12183, zu Grunde.
Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Verkehr,
Bau und Stadtentwicklung
87. Abgeordneter
Sören

Bartol

(SPD)
Mit welcher Mietlaufzeit plant die Bundesre-
gierung, derzeit eine neue Liegenschaft der
neu gegründeten Generaldirektion Wasserstra-
ßen und Schifffahrt (GDWS) in Bonn zu wel-
chem jährlichen Mietpreis anzumieten?
88. Abgeordneter
Sören

Bartol

(SPD)
Hat das Bundesministerium für Verkehr, Bau
und Stadtentwicklung (BMVBS) einen von
der Hausspitze genehmigten Personalstellen-
plan als Voraussetzung für die Genehmigung
einer Neuanmietung einer Liegenschaft der
neu gegründeten GDWS in Bonn durch das
Bundesministerium der Finanzen vorgelegt,
und wie viele Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter werden zum Beginn der Anmietung in der
neuen Liegenschaft arbeiten?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Enak Ferlemann

vom 12. Juli 2013
Die Fragen 87 und 88 werden wegen ihres Sachzusammenhangs ge-
meinsam beantwortet.

Das BMVBS beabsichtigt die Anmietung eines Bürogebäudes für die
Aufbauphase der GDWS am Standort Bonn. Die Pläne hierzu befin-
den sich im regierungsinternen Abstimmungsverfahren. Eine Beant-
wortung von Fragen im Zusammenhang mit der noch zu treffenden
Liegenschaftsentscheidung ist derzeit noch nicht möglich. Zur Höhe
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der Mietkosten kann erst nach dem Abschluss eines Mietvertrages
Auskunft gegeben werden.
89. Abgeordnete
Cornelia

Behm
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Wie viele Schubverbände (bitte aufschlüsseln
nach Jahr und Länge) haben seit 2000 die
Machnower Schleuse im Teltowkanal passiert,
und für wie viele mussten Sondergenehmigun-
gen erteilt werden?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Enak Ferlemann

vom 16. Juli 2013
In der beigefügten Tabelle (Auszug aus dem Verkehrsbericht der
Wasser- und Schifffahrtsverwaltung) finden Sie die Angaben zu den
Schubverbänden, die die Machnower Schleuse in den Jahren 2000
bis 2011 passiert haben. Eine Aufschlüsselung nach Jahr und Länge
ist nicht möglich.

Angaben über Sondergenehmigungen liegen nicht vor. Da es sich je-
weils um Einzelfallentscheidungen handelt, werden für den Teltow-
kanal keine Statistiken über schifffahrtspolizeiliche Genehmigungen
geführt.
90. Abgeordnete
Cornelia

Behm
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Wie viele Schiffe bzw. Schubverbände mit
einer Tonnage von mehr als 1 500 t (bitte auf-
schlüsseln nach Jahr und Tonnage) haben den
Teltowkanal (WSK IV) seit 2000 passiert, und
für wie viele mussten diesbezüglich Sonderge-
nehmigungen erteilt werden?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Enak Ferlemann

vom 16. Juli 2013
Schubverbände mit einer Tonnage von mehr als 1 500 t haben den
Teltowkanal in den Jahren 2000 bis 2011 nicht passiert.
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91. Abgeordneter
Dr. Anton

Hofreiter

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Welche Autobahnen sind in heißen Sommern
durch so genannte blow ups gefährdet (Auflis-
tung nach Kilometern und Bundesländern),
und welche Maßnahmen sind beabsichtigt, um
diese Gefährdung zu minimieren?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Enak Ferlemann

vom 15. Juli 2013
Damit es zu Hitzeschäden an Fahrbahndecken kommt, den so ge-
nannten blow ups, ist neben einer außergewöhnlichen Hitzesituation
(Temperaturhöhe, Temperaturverlauf) auch eine Verkettung weite-
rer Faktoren nötig. Neben dem Alter und der Dicke der Betondecke
ist der Erhaltungszustand der Decke und der Fugen ein weiterer Fak-
tor. Deshalb sind Hitzeschäden, wie Frostschäden, nicht vorherseh-
bare punktuelle Ereignisse.

Aufgrund dessen sind vorbeugende Maßnahmen nicht sinnvoll ein-
grenzbar. Grundsätzlich sind die Sicherstellung eines guten Erhal-
tungszustandes und eine rechtzeitige Erneuerung alter Fahrbahnde-
cken die beste Prophylaxe vor Hitzeschäden.
92. Abgeordneter
Dr. Anton

Hofreiter
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Welchen aktuellen Baustand haben die Netzer-
gänzenden Maßnahmen (NEM) des Projekts
City-Tunnel Leipzig (CTL), und wann wird
mit einer Fertigstellung der einzelnen Maßnah-
men gerechnet?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Enak Ferlemann

vom 15. Juli 2013
Zum aktuellen Baufortschritt hat der Bund folgende Kenntnisse:

Die für eine Inbetriebnahme des CTL erforderlichen Teile der NEM
sollen zeitgleich mit der Tunnelstrecke zum Fahrplanwechsel Dezem-
ber 2013 fertiggestellt und verkehrswirksam werden. Dies ist die Vo-
raussetzung für die Umstellung des Mitteldeutschen S-Bahn-Netzes
auf das Tunnelsystem. Ende September 2013 soll im Rahmen eines
Softwarewechsels im Elektronischen Stellwerk Leipzig die siche-
rungstechnische Anbindung an das bestehende Gleisnetz erfolgen.
Bis zum Fahrplanwechsel soll dann ein Probebetrieb für das neue
S-Bahn-Netz durchgeführt werden.
93. Abgeordneter
Dr. Anton

Hofreiter

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Wie haben sich die Kosten der NEM im Laufe
der Planungs- und Bauphase bis hin zur Kalku-
lation der endgültigen Kosten nach Fertigstel-
lung des Projekts entwickelt, und welche Kos-
tenanteile der NEM sind jeweils in das City-
Tunnel-Leipzig-Projekt integriert (bitte Höhe
pro NEM angeben)?
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Enak Ferlemann

vom 15. Juli 2013
Laut dem korrespondierenden Gemeindeverkehrsfinanzierungsge-
setz-(GVFG)-Programmantrag vom 4. November 2003 waren Ge-
samtkosten in Höhe von 172,149 Mio. Euro über alle NEM veran-
schlagt. Maßstab für die Zuwendungsfähigkeit von Maßnahmen
beim CTL/bei den NEM ist die GVFG-Richtlinie.

Diese gliederten sich wie folgt auf die Teilprojekte (TP) auf:
Einzelne NEM mussten im Laufe der erheblich verlängerten Reali-
sierungszeit des Gesamtprojekts CTL seitens der DB Netz AG teil-
weise planerisch angepasst werden und sind daher nicht mehr voll-
ständig mit der ursprünglichen Planung vergleichbar. Ein vergleich-
barer Kostenstand zu den TP der NEM ist daher nicht herleitbar.

Das Eisenbahn-Bundesamt (EBA) bewertet im Rahmen seiner Prü-
fungen lediglich die Zuwendungsfähigkeit beantragter Einzelmaß-
nahmen und prüft diese auf Übereinstimmung mit den vertraglichen
Inhalten. Aufgrund der planerischen Änderungen der DB Netz AG
sind zur Frage der verkehrlichen Gleichwertigkeit veränderter Maß-
nahmenrealisierungen teilweise komplexe Fiktivbetrachtungen not-
wendig, die noch nicht vollständig abgeschlossen sind. Im Rahmen
der Verwendungsprüfung wird das EBA sicherstellen, dass durch
die Abweichungen von der ursprünglichen Planung seitens der
DB Netz AG zum einen keine Finanzierungsnachteile zulasten des
Bundes entstehen bzw. die vertraglichen Anforderungen auch tat-
sächlich mit mindestens gleichwertiger Leistungs- und Funktions-
fähigkeit erfüllt werden. Sollte dies nicht der Fall sein, werden ent-
sprechende Rückforderungen geltend gemacht.
94. Abgeordneter
Dr. Anton

Hofreiter

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Hält die Bundesregierung das Vorhaben des
Freistaats Bayern, 652 Mio. Euro Regionalisie-
rungsmittel des Bundes für den Bau des zwei-
ten S-Bahn-Tunnels in München zu verwenden
(Bayerischer Landtag, Drucksache 16/16005)
für mit dem ursprünglichen Verwendungs-
zweck dieser Mittel vereinbar (bitte begrün-
den), und inwieweit wird die Verwendung von
Regionalisierungsmitteln für den Bau von
Schienenverkehrswegen des öffentlichen Per-
sonennahverkehrs (ÖPNV) auf die Bundes-
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finanzhilfen aus dem Bundesprogramm des
Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetzes für
dieselben Projekte angerechnet?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Enak Ferlemann

vom 15. Juli 2013
Die Bundesregierung hält eine Verwendung von Regionalisierungs-
mitteln für die zweite S-Bahn-Stammstrecke in München mit dem ur-
sprünglichen Zweck des Regionalisierungsgesetzes für vereinbar.

Den Ländern steht gemäß Artikel 106a des Grundgesetzes für den
ÖPNV ein Betrag aus dem Steueraufkommen des Bundes zu. Das
Nähere ist im Regionalisierungsgesetz (RegG) geregelt, welches am
1. Januar 1996 in Kraft trat.

Gemäß § 6 Absatz 1 RegG sind die Mittel in erster Linie zur Finan-
zierung der Verkehrsleistungen im Schienenpersonennahverkehr zu
verwenden, können aber auch investiv zur Verbesserung des ÖPNV
eingesetzt werden. Für die bestimmungsgemäße Verwendung der
Mittel sind die Länder verantwortlich.

Eine Anrechnung der investiven Verwendung von Regionalisierungs-
mitteln für den Bau von Schienenverkehrswegen auf die Bundesfi-
nanzhilfen aus dem GVFG-Bundesprogramm findet nicht statt.
95. Abgeordnete
Christine

Lambrecht

(SPD)
Wie lautet der aktuelle Sachstand bezüglich
des Verkehrsprojekts B 37 – Ortsumgehung
Neckarsteinach?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jan Mücke

vom 17. Juli 2013
Die Ortsumgehung Neckarsteinach im Zuge der B 37 ist im aktuellen
Bedarfsplan für Bundesfernstraßen in den Weiteren Bedarf mit Pla-
nungsrecht eingestuft. Eine Südumgehung mit zweifacher Neckar-
querung und Untertunnelung des Dilsberges in Baden-Württemberg
wird von der Stadt Neckargemünd abgelehnt. Die von der Stadt Ne-
ckarsteinach vorgeschlagenen alternativen Varianten haben aufgrund
fehlender Wirtschaftlichkeit keine Aussicht auf Erfolg.

Der von der hessischen Straßenbauverwaltung in Anlehnung an
diese Vorzugsvariante entwickelten neuen Variante 2b5 mit kürzerer
Tunnellänge und direkter Neckarquerung hatte das BMVBS bereits
am 29. September 2003 zugestimmt.

Der Fortgang der Planung hängt jetzt von der künftigen Bedarfsplan-
einstufung und von der Zustimmung Neckargemünds bzw. Baden-
Württembergs ab. Eine Lösung allein auf dem Gebiet des Landes
Hessen ist nicht möglich.
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96. Abgeordnete
Christine

Lambrecht

(SPD)
Wie lautet der aktuelle Sachstand bezüglich
des 4-spurigen Ausbaus der B 47 – Bürstadt?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jan Mücke
vom 17. Juli 2013
Der 4-streifige Ausbau der B 47 Ortsumgehung Bürstadt ist, westlich
der B 44 in den Vordringlichen Bedarf, östlich der B 44 in den Weite-
ren Bedarf des Bedarfsplans für die Bundesfernstraßen eingeordnet.
Für letzteren Abschnitt hat das BMVBS auf Grundlage des § 6 des
Fernstraßenausbaugesetzes der Aufnahme der Planung zugestimmt.

Für die Ortsumgehung Bürstadt besteht ein Planfeststellungsbe-
schluss aus dem Jahr 1971, der zwar bestandskräftig ist, aber hin-
sichtlich der Anforderungen an Natur- und Lärmschutz nicht mehr
den heutigen Anforderungen gerecht wird.

Die schalltechnische Berechnung und das Lärmschutzkonzept wur-
den von der hessischen Straßenbauverwaltung neu erstellt und wer-
den über ein ergänzendes Planfeststellungsverfahren rechtlich abgesi-
chert. Nach Vorliegen des Baurechts ist die Realisierung von Finan-
zierungsmöglichkeiten abhängig.
97. Abgeordneter
Ralph

Lenkert

(DIE LINKE.)
Wie schlüsselt sich die in der Antwort der Bun-
desregierung zu meiner Schriftlichen Frage 113
auf Bundestagsdrucksache 17/14333 genannte
Anzahl der Kraftfahrzeuge mit dem Kältemit-
tel R1234yf i. V. m. der Antwort zu Frage 114
nach Kenntnis der Bundesregierung (Kraft-
fahrt-Bundesamt) in Anzahl pro Typ auf?
98. Abgeordneter
Ralph
Lenkert

(DIE LINKE.)
Wie schlüsselt sich die in der Antwort der Bun-
desregierung zu meiner Schriftlichen Frage 113
auf Bundestagsdrucksache 17/14333 genannte
Anzahl der Kraftfahrzeuge mit dem Kälte-
mittel R1234yf nach Kenntnis der Bundesre-
gierung (Kraftfahrt-Bundesamt) in Anzahl pro
Bundesland auf?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Dr. Andreas Scheuer
vom 18. Juli 2013
Zur Beantwortung der Fragen 97 und 98 wird auf die beigefügte
Übersicht des Kraftfahrt-Bundesamtes (KBA) hingewiesen. Bei der
Auswertung handelt es sich um aktuelle Zahlen bis einschließlich
30. Juni 2013. Auch hierbei enthält die Zählung eine gewisse Un-
sicherheit, da aus den dem KBA gemeldeten Zulassungsdaten nicht
immer sicher geschlossen werden kann, ob es sich bereits um ein Fahr-
zeug mit R1234yf handelt oder noch um ein Lagerfahrzeug, das be-
reits vor dem 1. Januar 2013 mit R134a befüllt worden war.
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99. Abgeordnete
Cornelia

Möhring

(DIE LINKE.)
In welcher Größenordnung verändern sich die
vom Bund bisher geplanten 248 Mio. Euro
Bundesanteil, wenn die Stadt Hamburg laut
Bürgerschaftsdrucksache 20/7395, Anlage 3 ih-
ren Anteil an den Gesamtkosten für die Elb-
vertiefung mittlerweile auf 199,1 Mio. Euro
anheben musste und die Kostenteilung – ein
Drittel Hamburg, zwei Drittel Bund – weiter
Bestand hat?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Enak Ferlemann

vom 11. Juli 2013
Beide Partner, Bund und Freie Hansestadt Hamburg, bestreiten bei
der geplanten Elbvertiefung grundsätzlich jeweils die ihrem Verant-
wortungsbereich zuzuordnenden Ausgaben des Gesamtausbaus.
Eine Aufteilung im ungefähren Verhältnis zwei Drittel Bund, ein
Drittel Hamburg ergab sich seinerzeit bei einer Ausgabenschätzung
in der Planungsphase. Eine generelle Ausgabenteilung in diesem Ver-
hältnis wurde zwischen den Partnern nicht vereinbart.

Gegen die Planfeststellungsbeschlüsse zur Elbvertiefung sind insge-
samt 13 Klagen anhängig. Auf Anträge der Umweltverbände BUND
und NABU hat das Bundesverwaltungsgericht am 16. Oktober 2012
zudem die Vollziehung der Planfeststellungsbeschlüsse ausgesetzt.
Im Haushaltsentwurf 2014 sind für die Elbvertiefung bzw. Fahrrin-
nenanpassung Investitionsausgaben des Bundes in Höhe von
248 Mio. Euro (Preisstand von 2005) veranschlagt. Eine belastbare
neue Ausgabenermittlung ist derzeit nicht möglich, da zuvor die Aus-
wertung des laufenden gerichtlichen Verfahrens mit allen darin ent-
haltenen Auflagen für die Bauausführung abgewartet werden muss.
100. Abgeordneter
Carsten

Schneider

(Erfurt)

(SPD)
Welche Mittel hat die Bundesregierung im
Rahmen des Operationellen Programms Ver-
kehr EFRE Bund 2007–2013 (EFRE = Euro-
päischer Fonds für regionale Entwicklung) für
im Land Thüringen gelegene Verkehrsprojekte
bewilligt (bitte projektbezogen angeben)?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Enak Ferlemann

vom 18. Juli 2013
Aus dem Operationellen Programm Verkehr EFRE Bund 2007–
2013 wurden für je ein im Freistaat Thüringen liegendes Schienen-
bzw. Straßenprojekt EFRE-Mittel bewilligt. Zum einen wurden für
die Neubaustrecke Ebensfeld–Erfurt im Zuge des VDE Nr. 8.1,
Nürnberg–Erfurt und zwar im Projektabschnitt Thüringen für einzel-
ne Ingenieurbauwerke – wie unter anderem für die Tunnel Baumlei-
te, Goldberg, Silberberg und Brandkopf – EFRE-Mittel in Höhe von
239,3 Mio. Euro und zum anderen für den Neubau von Teilabschnit-
ten der A 71 zwischen dem Autobahnkreuz Erfurt (A 4) und Auto-
bahndreieck Südharz (A 38) bisher EFRE-Mittel in Höhe von
36,8 Mio. Euro aus dem EFRE-Bundesprogramm bewilligt.



Deutscher Bundestag – 17. WahlperiodeDrucksache 17/14397 – 74 –
101. Abgeordnete
Dr. Valerie

Wilms

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Wie ist der aktuelle Stand der Planfeststel-
lungsverfahren für die einzelnen Abschnitte
des Neubaus der Autobahn 39 zwischen Lüne-
burg und Wolfsburg?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Enak Ferlemann

vom 10. Juli 2013
Für den nördlichsten Planungsabschnitt (PA 1) der A 39 von Lüne-
burg-Nord (L 216) bis östlich Lüneburg (B 216) wurde das Planfest-
stellungsverfahren am 3. Mai 2012 eingeleitet. Derzeit läuft das An-
hörungsverfahren. Die Erarbeitung der Stellungnahmen zu einer
Vielzahl von Einwendungen ist abgeschlossen. Der Erörterungster-
min wird voraussichtlich im 3. Quartal 2013 stattfinden.

Für die fünf Planungsabschnitte (PA 2 bis PA 6) zwischen östlich Lü-
neburg (B 216) und Ehra (L 289) werden derzeit vom Land Nieder-
sachsen die Vorentwurfsunterlagen erstellt. Der Vorentwurf der
Richtlinien für die Gestaltung von einheitlichen Entwurfsunterlagen
im Straßenbau für den südlichsten Abschnitt (PA 7) der A 39 zwi-
schen Ehra (L 289) und Wolfsburg (B 188) liegt dem Bundesministe-
rium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung zur Erteilung des Gese-
hen-Vermerks vor.
102. Abgeordnete
Brigitte

Zypries

(SPD)
Ist der Bundesregierung bekannt, dass der ge-
plante, ca. 800 m lange Radweg entlang der
Bundesstraße 426 zwischen Darmstadt-Eber-
stadt und Nieder-Ramstadt, mit dessen Bau
trotz einer ausstehenden Entscheidung des
Verwaltungsgerichtshofs in Kassel begonnen
wurde, inzwischen rund 3,4 Mio. Euro kosten
soll (Darmstädter Echo vom 9. Juli 2013), und
wenn ja, hält die Bundesregierung dies für an-
gemessen?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jan Mücke

vom 18. Juli 2013
Die Baumaßnahme an der B 426 besteht im Wesentlichen aus der Er-
richtung von Stützwänden zwischen 1,50 und 5 Metern Höhe auf
einer Länge von insgesamt 430 Metern, der Felssicherung auf bis zu
9 Metern über Geländeniveau und dem Bau eines 1 000 Meter lan-
gen straßenbegleitenden Geh- und Radwegs mit einer Regelbreite
von 2,50 Metern. Die dafür veranschlagten Kosten sind plausibel.

Für die zum Schutz aller Verkehrsteilnehmer erforderlichen Hangsi-
cherungsmaßnahmen – bestehend aus Stützwand und Felssicherung –
war bereits in der Phase der Ausführungsplanung von Baukosten in
Höhe von 2,4 Mio. Euro auszugehen. Hinzu kommt der Bau des
Geh- und Radweges mit 0,3 Mio. Euro.

Darüber hinaus waren die Ertüchtigung eines Forstweges zur bauzei-
tigen Nutzung für Rettungsfahrzeuge, Schutzmaßnahmen für asbest-
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haltigen Felsabbruch, ein Halteplatz für Schülerverkehr, die Erneue-
rung der Deckschicht der Fahrbahn nach Fertigstellung der Maßnah-
me und ein Leerrohr für die Breitbandversorgung zu berücksichtigen.

Die nun beauftragte Summe von insgesamt 3,385 Mio. Euro weist
im Vergleich zu der vorangegangenen Kostenberechnung eine Stei-
gerung von ca. 3 Prozent auf. Abhängig vom noch ausstehenden Er-
gebnis der Beprobung des abgebrochenen Gesteins erhöhen sich die
Kosten möglicherweise um die Entsorgungskosten des asbesthaltigen
Gesteins.
103. Abgeordnete
Brigitte

Zypries

(SPD)
Ist der Bundesregierung darüber hinaus be-
kannt, dass die Schutzgemeinschaft Deutscher
Wald kritisiert, dass der Bau des Radwegs
ohne Umweltverträglichkeitsprüfung, ohne Öf-
fentlichkeitsbeteiligung und ohne Rücksicht
auf das bestehende Landschaftsschutzgebiet
erfolgt (Darmstädter Echo vom 5. Juli 2013),
und wenn ja, hält die Bundesregierung ein sol-
ches Vorgehen für richtig, insbesondere vor
dem Hintergrund, dass es auf der anderen
Straßenseite bereits einen Radweg gibt?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jan Mücke
vom 18. Juli 2013
Die Kritik der Schutzgemeinschaft Deutscher Wald ist dem BMVBS
bekannt. Eine Vorprüfung des Einzelfalls nach § 3c des Gesetzes
über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) war für die 2012
geänderte Rad- und Gehwegführung nicht notwendig. Durch die ge-
änderte höhengleiche Führung des Rad- und Gehweges werden die
Auswirkungen auf die Umwelt gegenüber der mit Planfeststellungs-
beschluss vom 13. Januar 2006 bestandskräftig planfestgestellten Lö-
sung wesentlich reduziert. Demzufolge war für das geänderte Vorha-
ben auch keine Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) durchzufüh-
ren. Dies wurde vom Hessischen Verwaltungsgerichtshof mit Be-
schluss vom 11. Juli 2013 bestätigt.

Wie im Planfeststellungsbeschluss vom 13. Januar 2006 dargelegt,
werden durch das Vorhaben keine besonderen Schutzgebiete wie
Landschaftsschutzgebiete betroffen. Ebenso wenig wird durch den
mit Planfeststellungsbeschluss vom 24. September 2012 geänderten
Bau des Rad- und Gehweges das Landschaftsschutzgebiet „Stadt
Darmstadt“ betroffen.

Aufgrund der nicht bestehenden UVP-Pflicht konnte eine Öffentlich-
keitsbeteiligung nach § 9 UVPG unterbleiben. Da es sich um eine
Planänderung von unwesentlicher Bedeutung handelt, war gemäß
§ 76 Absatz 2 und 3 des Hessischen Verwaltungsverfahrensgesetzes
kein neues Planfeststellungsverfahren durchzuführen. Dennoch hat
die Vorhabenträgerin die geänderte Führung des Rad- und Gehwe-
ges in einem intensiven Diskussionsprozess mit den unterschied-
lichen Beteiligten abgestimmt und erarbeitet, insbesondere mit der
Gemeinde Mühltal, der Stadt Darmstadt, den anerkannten Natur-
schutzverbänden sowie dem Allgemeinen Deutschen Fahrrad-Club.
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Das BMVBS sieht die 2012 planfestgestellte Rad- und Gehwegfüh-
rung als die unter den Aspekten der Verkehrssicherheit und der Wirt-
schaftlichkeit umweltverträglichste Lösung an. Die Belange des Rad-
verkehrs werden hierbei bestmöglich berücksichtigt. Auf der anderen
Straßenseite, südlich der Modau, gibt es keinen gewidmeten Rad-
und Gehweg. Dieser parallel verlaufende Waldweg ist nur witte-
rungsabhängig mit dem Fahrrad befahrbar und für Menschen mit
Behinderung nicht geeignet. Wegen der fehlenden Sozialkontrolle
und der mangelnden Verkehrssicherheit wurde diese Rad- und Geh-
wegführung in der Planung des Vorhabens abgelehnt. Bei dem sog.
Modauradweg hätten die Radfahrer die B 426 zweimal kreuzen müs-
sen. Zudem wäre diese Alternative aufgrund der mit ihr verbundenen
Umwege und Steigungen auf wenig Akzeptanz in der Öffentlichkeit
gestoßen.
Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Umwelt,
Naturschutz und Reaktorsicherheit
104. Abgeordnete
Sylvia

Kotting-Uhl

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Bis wann wird der Precursor-Bericht der Ge-
sellschaft für Anlagen- und Reaktorsicherheit
(GRS) für Ereignisse des Zeitraums 2007 bis
2009 vorliegen (vgl. Bundestagsdrucksache 17/
6988, Antwort zu Frage 2), und falls er bereits
vorliegt, welche als Precursor-Ereignisse oder
im Rahmen der Precursor-Analyse als nicht be-
wertbar eingestuften Ereignisse gab es laut
dem Bericht (bitte möglichst um eine tabellari-
sche Übersicht wie in der o. g. Bundestags-
drucksache)?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin
Ursula Heinen-Esser

vom 12. Juli 2013
Der Abschluss des Precursor-Berichts der Gesellschaft für Anlagen-
und Reaktorsicherheit für die Ereignisse des Zeitraums 2007 bis
2009 sowie der Versand dieses Berichts an die zuständigen Atomauf-
sichts- und Genehmigungsbehörden der Länder, Gutachterorganisa-
tionen und Betreiber von Kernkraftwerken sind bis zum Ende des
dritten Quartals 2013 geplant.
105. Abgeordnete
Dorothea

Steiner

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Wie lauten die aktuellen der Bundesregierung
vorliegenden Zahlen zur Verwendung von Ein-
weg- und Mehrweggetränkeverpackungen in
Deutschland (unterteilt nach Anteilen an Ein-
wegverpackungen, Getränkekartons, Schlauch-
beuteln und Mehrwegflaschen), und wie ent-
wickeln sich die jeweiligen Anteile angesichts
der zu beobachtenden deutlichen Zunahme an
Einweggetränkeverpackungen im Handel?
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin

Ursula Heinen-Esser

vom 12. Juli 2013
Der Anteil der in Mehrweg- und in ökologisch vorteilhafte Einwegge-
tränkeverpackungen abgefüllten Getränke – in den der Pfandpflicht
für Einweggetränkeverpackungen unterliegenden Getränkeberei-
chen – lag im Jahr 2011 bei 48,3 Prozent. Mehrwegflaschen hatten
einen Anteil von 46,7 Prozent, Getränkekartonverpackungen einen
Anteil von 1,4 Prozent und Standbodenbeutel bzw. Schlauchbeutel
einen Anteil von 0,2 Prozent. 51,7 Prozent der Getränke wurden in
sonstige Einwegverpackungen abgefüllt. Wie auch in den Jahren zu-
vor zeigt sich ein differenziertes Bild. Während sich bei Bier der
Mehrweganteil auf hohem Niveau bei rund 88 Prozent stabilisiert
hat, ging er in anderen Getränkebereichen kontinuierlich zurück.
Deutlicher als der Mehrweganteil ist in den vergangenen Jahren der
Anteil ökologisch vorteilhafter Einweggetränkeverpackungen gesun-
ken.
106. Abgeordnete
Dorothea

Steiner

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Wann wird die Bundesregierung der Verpa-
ckungsindustrie eine klare und für Verbrau-
cherinnen und Verbraucher eindeutig erkenn-
bare Kennzeichnung von „Einweg“ bzw.
„Mehrweg“ auf Getränkeverpackungen vorge-
ben?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin

Ursula Heinen-Esser

vom 12. Juli 2013
Ein wichtiges Instrument zur Förderung von Mehrweggetränkever-
packungen ist die Verbesserung der Transparenz für Verbraucherin-
nen und Verbraucher. Die Bundesregierung hat hierzu eine Verord-
nung über die Hinweispflichten des Handels beim Vertrieb bepfande-
ter Getränkeverpackungen beschlossen, die dem Bundesrat zur Zu-
stimmung vorliegt.

Demgegenüber wird eine Kennzeichnung der Verpackungen mit den
Wörtern „Einweg“ bzw. „Mehrweg“ von der Europäischen Kom-
mission als europarechtswidrig abgelehnt. Die im Entwurf der Bun-
desregierung vorgesehene Hinweispflicht des Handels ist hingegen
europarechtlich neutral. Durch deutlich sicht- und lesbare Hinweis-
schilder, welche die Vertreiber in unmittelbarer Nähe zum Projekt
anbringen müssen, werden die Verbraucherinnen und Verbraucher
zum Zeitpunkt der Kaufentscheidung umfassend informiert. Zur Ver-
besserung der Transparenz sind diese Schilder mindestens ebenso
geeignet wie eine Kennzeichnung unmittelbar auf der Verpackung.
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Bildung
und Forschung
107. Abgeordneter
Kai

Gehring
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Wie begründet das Bundesministerium für Bil-
dung und Forschung (BMBF) seine im Bericht
zur Transatlantischen Handels- und Investi-
tionspartnerschaft (TTIP) zwischen der Euro-
päischen Union und den USA an den Aus-
schuss für Bildung, Forschung und Technikfol-
genabschätzung des Deutschen Bundestages
(Ausschussdrucksache 17(18)399 vom 5. Juni
2013) geäußerte Einschätzung, dass die spezifi-
schen Belange des Bildungs- und Wissen-
schaftsbereichs im derzeitigen Verhandlungs-
mandat gewahrt werden, es dürfte „also vor al-
lem darauf ankommen, dass die Vereinigten
Staaten ihre Liberalisierung des Sektors Bil-
dung auf das Niveau der EU anheben“, und
wie haben sich die USA diesbezüglich in Vor-
gesprächen und bei den inzwischen aufgenom-
menen Verhandlungen positioniert?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Helge Braun
vom 18. Juli 2013
Das BMBF hat seine Einschätzung der Ausgangslage für die Ver-
handlung des Bildungsbereichs in seinem Bericht an den Ausschuss
für Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung des Deut-
schen Bundestages begründet, in dem es darauf hingewiesen hat,
dass die Europäische Union bereits im Rahmen des Allgemeinen Ab-
kommens über den Handel mit Dienstleistungen (GATS) 1994 vor
allem den Handel mit privaten Bildungsdienstleistungen weitgehend
liberalisiert hat. Die Vereinigten Staaten von Amerika haben sich
hingegen bislang nur punktuell bezüglich öffentlicher und privater
Bildungsdienstleistungen insbesondere im Bereich der Erwachsenen-
bildung zur Liberalisierung verpflichtet.

Der Bundesregierung ist nicht bekannt, dass sich die USA in Vorge-
sprächen und zu Verhandlungsbeginn zum Bildungs- und Wissen-
schaftsbereich positioniert haben.
108. Abgeordneter
Kai

Gehring

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Wie will das BMBF sicherstellen, dass durch
die TTIP die Verwertungsbindungen bei der
Forschungsförderung nicht aufgeweicht oder
gar aufgehoben werden?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Helge Braun

vom 18. Juli 2013
Im Fokus der geplanten Transatlantischen Handels- und Investitions-
partnerschaft stehen die Wirtschaftsbeziehungen zwischen der EU
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und den USA. Die Bundesregierung wird die Verhandlungen zu al-
len Sektoren aufmerksam verfolgen, ihre Belange durch den wö-
chentlich tagenden Handelspolitischen Ausschuss in Brüssel einbrin-
gen und darauf achten, dass adäquate Lösungen gefunden werden.
Dies gilt auch für die Frage der Verwertung von Forschungsergeb-
nissen.
109. Abgeordnete
Sylvia

Kotting-Uhl

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Welche Anpassungen im Finanz- und Zeitrah-
men hat es für den Rückbau des Mehrzweck-
forschungsreaktors (MZFR) und der Vergla-
sungseinrichtung Karlsruhe (VEK) durch die
Wiederaufbereitungsanlage Karlsruhe (WAK)
seitens der Bundesregierung bisher gegeben,
und welche sind für die Zukunft geplant (bitte
aufschlüsseln nach Höhe der Gesamtsumme,
Kostenveränderungen seit Beginn des Rück-
baus, voraussichtlichen Rückbaukosten bis zur
„Grünen Wiese“, Veränderungen des Zeitrah-
mens seit Beginn des Rückbaus, voraussicht-
lichem Zeitrahmen bis zur Beendigung des
Rückbaus, Vertragsanpassungen mit Partner-
firmen, Verschiebung von Teilprojekten)?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Thomas Rachel

vom 15. Juli 2013
Der Mehrzweckforschungsreaktor wurde 1984 abgeschaltet, kurz da-
rauf wurden die Stilllegungsarbeiten aufgenommen. 2009 wurde das
Projekt im Rahmen der Übernahme des Geschäftsbereiches Still-
legung des ehemaligen Forschungszentrums Karlsruhe (FZK, heute
KIT) durch die Wiederaufbereitungsanlage in Karlsruhe GmbH mit
übernommen. Aufgrund der Kürze der zur Beantwortung der
Schriftlichen Frage zur Verfügung stehenden Zeit beschränkt sich
die Antwort auf die Zeit nach der Übernahme 2009 durch die WAK
GmbH. Im Rahmen der Übernahme wurden die bestehenden Zeit-
und Kostenrahmen durch die WAK GmbH überprüft und aktuali-
siert, dabei ergaben sich Mehrkosten i. H. v. rund 40 Mio. Euro und
eine um drei Jahre verlängerte Projektlaufzeit gegenüber den Pla-
nungen des FZK. Eine Aktualisierung der Zeit- und Kostenpläne
durch die WAK GmbH ist derzeit im Gange. Es wird erwartet, dass
diese bis Jahresende 2013 abgeschlossen wird. Dies kann ggf. zu
einer erneuten Anpassung des Finanz- und Zeitrahmens führen.

Die Verglasungseinrichtung Karlsruhe wurde im ersten Halbjahr
2011 außer Betrieb genommen. Die VEK ist ein Teilprojekt des Ge-
samtprojektes „Rückbau der Wiederaufbereitungsanlage“. Nach An-
gaben der WAK GmbH erfordern die vorliegenden und von der
ursprünglichen Erwartung abweichenden deutlich höheren Restakti-
vitäten nach Abschluss der Verglasung die Überarbeitung der Abläu-
fe zum fernhantierten Rückbau der Anlage. Die Aktualisierung der
Termin- und Kostenpläne für das Gesamtprojekt „Rückbau der Wie-
deraufbereitungsanlage“ dauert noch an und soll bis zum Jahresende
2013 abgeschlossen sein.
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Vertragsanpassungen und Veränderungen von Teilprojekten sind ein
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